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Vorwort 
Erzbischof Julio Murray

Wenn wir uns auf die Reise begeben, die im vorliegenden Leitfaden, Hoffnung für Kinder durch 
Klimagerechtigkeit – Legale Wege, um die Verantwortung von Finanzakteuren sicherzustellen, beschrieben 
wird, sollten wir uns über die entscheidende Rolle Gedanken machen, die der Ökumenische Rat der 
Kirchen (ÖRK) seit den 1970er-Jahren in der Klimagerechtigkeitsbewegung spielt. Der ÖRK hat sich auf 
lokaler, regionaler und globaler Ebene unentwegt für die Stimme derjenigen eingesetzt, die am stärksten vom 
Klimawandel betroffen sind. Mit Blick auf die gegenwärtige Klimakrise wird jedoch immer deutlicher, dass 
Fürsprache allein nicht ausreicht. Trotz jahrzehntelanger Bemühungen steigen die CO₂-Emissionen weiterhin 
dramatisch an, hauptsächlich getrieben durch die ungebremste Expansion der fossilen Brennstoffindustrien.

Diese Situation zwingt uns zur Erkenntnis, dass sich das Einleiten rechtlicher Schritte und die 
Verkörperung christlicher Werte nicht widersprechen. Durch unseren Glauben sind wir aufgerufen, 
gegenüber Machtausübenden die Wahrheit zu sprechen und jede verfügbare rechtliche Maßnahme zum 
Schutz unseres Planeten und seiner Bewohnerinnen und Bewohner zu ergreifen. Sprüche 31,8–9 ermahnt 
uns: „Tu deinen Mund auf für die Stummen und für die Sache aller, die verlassen sind. Tu deinen Mund auf 
und richte in Gerechtigkeit und schaffe Recht dem Elenden und Armen.“ Die Dringlichkeit des heutigen 
Kontextes erfordert, dass wir Gesetze nicht nur als Werkzeug, sondern als moralisches Gebot zum Schutz von 
Menschenleben und zur Wahrung der Gerechtigkeit einsetzen.

Es ist entscheidend, zu betonen, dass unsere Klagen nicht „gegen“ jemanden gerichtet sind: Vielmehr sind 
sie in der tiefen Verpflichtung verwurzelt, Leben zu retten und die Zukunft unseres Planeten zu sichern. Wir 
wollen der Tatsache entgegentreten, dass zahlreiche Entscheidungsträgerinnen und -träger, die die Expansion 
der fossilen Brennstoffindustrie weiterhin finanzieren, Opfer von Desinformation werden können. Aus dieser 
Sicht sind die jüngsten Vorstöße des ÖRK beim Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) besonders relevant. 
Im Dezember 2023 forderten wir die Versammlung der Vertragsstaaten auf, rechtliche Reformen in Betracht 
zu ziehen, um die derzeitige von der britischen Nichtregierungsorganisation Climate Court hervorgehobene 
Straffreiheit für Desinformation in Bezug auf den Klimawandel zu bekämpfen. Unser Vorstoß beim IStGH 
in Bezug auf die bevorstehende Prüfung der Zuständigkeit für Umweltverbrechen betont zudem die 
Notwendigkeit, gegen Desinformation im Zusammenhang mit dem Klima anzukämpfen, die der Finanzierung 
fossiler Brennstoffe zugutekommt – Themen, die die Aufmerksamkeit großer Medien wie The Guardian auf 
sich gezogen haben.

In diesem Leitfaden stellen wir wesentliche rechtliche Instrumente dar, die darauf ausgelegt sind, 
Finanzakteure für ihre Rolle bei der Aufrechterhaltung der Klimakrise zur Rechenschaft zu ziehen. Als 
Haushalterinnen und Haushalter der Schöpfung Gottes sind wir aufgerufen, unsere in 1. Mose 2,15 dargelegte 
Verantwortung zu erfüllen, wo geschrieben steht: „Und Gott der Herr nahm den Menschen und setzte ihn 
in den Garten Eden, dass er ihn bebaute und bewahrte.“ Wir hoffen, dass dieses Dokument Personen und 
Gemeinschaften befähigen wird, sich wirksam für Gerechtigkeit einzusetzen und sicherzustellen, dass künftige 
Generationen eine Welt erben, in der das Leben nicht nur möglich, sondern auch lebenswert ist.

Lasst uns vereint für Klimagerechtigkeit eintreten und unseren Glauben und das Recht wirksam 
einsetzen, um einen sinnvollen Wandel herbeizuführen! Gemeinsam können wir den gegenwärtigen Zustand 
konfrontieren und auf eine nachhaltige und gerechte Zukunft für alle hinarbeiten, indem wir dem Ruf aus 
Micha 6,8 folgen: „Es ist dir gesagt, Mensch, was gut ist und was der Herr von dir fordert: nichts als Gottes 
Wort halten und Liebe üben und demütig sein vor deinem Gott.“

Erzbischof Julio Murray
Vorsitzender, Kommission für Klimagerechtigkeit und  nachhaltige Entwicklung des ÖRK





Vorw  ort 
von Vanessa Nakate

Die Klimakrise ist eine der drängendsten Herausforderungen, denen wir heute 
gegenüberstehen. Als Christinnen und Christen sind wir mit der Bewahrung 
von Gottes Schöpfung beauftragt. Dies ist eine Verantwortung, die über bloße 
Worte hinausgeht und Taten erfordert, wie in Römer 8,19–21 hervorgehoben 
wird: „Denn das ängstliche Harren der Kreatur wartet darauf, dass die Kinder 
Gottes offenbar werden. Die Schöpfung ist ja unterworfen der Vergänglichkeit 
– ohne ihren Willen, [...] doch auf Hoffnung; denn auch die Schöpfung wird 
frei werden von der Knechtschaft der Vergänglichkeit zu der herrlichen Freiheit 
der Kinder Gottes“. Diese Worte sind ein Aufruf zum Handeln, indem wir 
anerkennen, dass sich die gesamte Schöpfung nach der von Gott gewollten 
Fürsorge und Gerechtigkeit sehnt. Sie sind ein Aufruf an die Kirche, sich gegen 
Ungerechtigkeiten aufzulehnen.

Der vorliegende Leitfaden ist ein Hilfsmittel für Christinnen und 
Christen, die einen sinnvollen Beitrag zur Bekämpfung der Ungerechtigkeiten 
leisten wollen, die den Klimanotstand vorantreiben. Er macht die wichtige 
Funktion des Rechts deutlich, die Akteure, insbesondere die Finanzakteure, 
deren Handlungen erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, zur 
Verantwortung zu ziehen. Auf diese Weise soll der Leitfaden die Gläubigen 
befähigen, sich mit rechtlichen Mitteln für Gerechtigkeit und den Schutz des 
Ökosystems einzusetzen. Dieser Leitfaden soll uns an unsere Pflicht erinnern, 
die Schöpfung nicht nur für uns, sondern auch für künftige Generationen 
zu bewahren. Er legt einen ökozentrischen Ansatz nahe, der die Natur nicht 
nur ihres wirtschaftlichen Nutzens, sondern auch ihres intrinsischen Wertes 
wegen schätzt. Diese Sichtweise steht der Idee entgegen, Ressourcen zum 
eigenen Vorteil ausbeuten zu wollen, und fördert stattdessen einen in unserem 
Glauben verwurzelten Geist der nachhaltigen Haushalterschaft.

Wichtig ist, dass diese Publikation uns auch dazu einlädt, über unsere 
eigenen Entscheidungen nachzudenken, einschließlich der Art und Weise, 
wie sich unsere persönlichen Investitionen und Handlungen auf die 
Umwelt auswirken. Wir sind aufgefordert, unsere Investitionen auf Projekte 
auszurichten, die die ökologische Gesundheit und Nachhaltigkeit fördern – 
also nicht nur andere, sondern auch uns selbst zur Verantwortung zu ziehen.

Ich hoffe, dass alle Christinnen und Christen, die diesen Leitfaden lesen, 
zum Handeln bewegt werden, sich beharrlich für Gerechtigkeit einsetzen und 
Gottes Ruf folgen, Haushalterinnen oder Haushalter der Schöpfung zu sein. 
Möge unser Handeln unsere Liebe zum Schöpfer widerspiegeln und schützen, 
was uns zum Gedeihen allen Lebens anvertraut wurde.

Vanessa Nakate
Aktivistin für Klimagerechtigkeit
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Der Weg   der 
Gerechtigkeit

Von Faith Sebwa, 
jüngstes Mitglied der ÖRK-Delegation  

bei der  Klimakonferenz COP28 (13-jährig), 
Kambui, Schule für Gehörlose, Kenia

Im Geflüster alter, heiliger Geschichten, in denen die Gerechtigkeit andelt 
und die Wahrheit siegt,
Lernen wir, unsere Stimmen zu erheben,
Für zukünftige Welten, für die Erde und den Himmel.

Unsere Bibel fordert uns mit so klaren Worten auf, für diejenigen 
einzutreten, die uns so lieb sind.
Sie gebietet uns, die Schwachen zu verteidigen,
Unsere Kraft zu nutzen, damit die Wahrheit spreche.

Durch die Stürme des Zweifels und die Winde der Angst  Finden wir den 
Mut, durchzuhalten.
Den Glauben fest haltend ebnen wir den Weg für hellere, freundlichere 
und gerechtere Tage.

Finanzmächte, groß und stark: Wir benennen sie, wenn sie etwas falsch 
machen, 
Denn mit unserem Glauben kämpfen wir für das Recht. 
Ein Funke in dunkelster Nacht.

Wir lernen, Soft Laws einzusetzen und aufzustehen,  Unsere Wahrheit zu 
sagen und Forderungen zu stellen.
Und bringt dies nichts, wissen wir, was zu tun ist: Wir gehen zu Gericht 
und geben alles.

Von freundlichen Gesprächen bis zu mutigen Appellen streben wir nach 
Gerechtigkeit, nach Heilung der Wunden.
Gemeinsam werden wir der Gerechtigkeit Geltung verschaffen 
Und eine Welt gestalten, die niemals stirbt.

Lasst uns nun diesen breiten Weg gehen,
Möge der Glaube unsere Kraft und die Hoffnung unser Wegweiser sein. 
Denn wir sind jung, aber kämpferisch und frei – im Glauben, in der 
Liebe, in der Einigkeit.

* Verwendet mit Genehmigung von Faith und ihrer Mutter.
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https://oikoumene.org/news/at-cop28-side-event-12-year-old-faith-sebwa-urges-including-children-with-disabilities-in-climate-discussions
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Inhalt Zusammenfassung
„Lernt Gutes tun“

„Lernt Gutes tun! Trachtet nach Recht, helft den Unterdrückten, schafft den Waisen Recht, führt der Witwen Sache!“ 
(Jesaja 1,17)

•	 Der Ökumenische Rat der Kirchen (ÖRK) ruft dringend zu Klimaschutzmaßnahmen auf, um Kinder und künftige Generationen zu 
schützen, die unverhältnismäßig stark vom Klimawandel betroffen sind.

•	 Die vorliegenden Leitlinien zeichnen Rechtsstrategien auf, die sich insbesondere gegen Finanzakteure richten, um 
Klimaungerechtigkeit zu bekämpfen und Hoffnung zu nähren.

Der Klimawandel und dessen Auswirkungen auf Kinder und künftige Generationen

•	 Kinder und Jugendliche tragen die Hauptlast der Klimaauswirkungen – von Risiken für die physische Gesundheit bis hin zu 
Entwicklungsstörungen und psychischen Erkrankungen.

•	 Diesen Gruppen fehlt es an politischem Einfluss, was strategische rechtliche Schritte zum Schutz ihrer Rechte und ihres 
zukünftigen Wohls umso wichtiger macht.

Wie Klimaschutzmaßnahmen durch Gerichtsverfahren angestoßen werden können

•	 Die strategische Prozessführung ist eine zunehmend wirksame Methode, um Klimaproblemen zu begegnen, mit dem Ziel, 
gesellschaftliche und unternehmerische Verhaltensmuster zu verändern.

•	 Klimaklagen verbreiten sich weltweit und richten sich vermehrt gegen Finanzakteure, deren Investitionen die Abhängigkeit von 
den fossilen Brennstoffen aufrechterhalten.

Finanzakteure im Fokus

•	 Bei der Frage, ob der Klimawandel weiterhin beschleunigt oder abgeschwächt wird, spielen die verschiedenen Akteure des 
Finanzsektors eine zentrale Rolle, da sie in erheblichem Umfang in Projekte im Bereich der fossilen Brennstoffe investieren und 
diese kontrollieren.

•	 Eine Rechenschaftspflicht für sogenannte „finanzierte Emissionen“ könnte die Investitionen in fossile Brennstoffe verringern 
und sauberere Energiealternativen förder

•	 n.
Rechtsetzung und Risikoprofile

•	 Es gibt zahlreiche klimabezogene Vorgehensweisen mit je eigenen Zielen, unterschiedlichem rechtlichen Rahmen und anderen 
Parteien. Daher ist eine sorgfältige Risikobewertung unerlässlich.

•	 Vor der Einreichung einer wirksamen Klage muss abgewogen werden zwischen dem Risiko von Rückschlägen und der 
Wahrscheinlichkeit, dass umfassende Klimaziele erreicht werden können.

Neue rechtliche Möglichkeiten für die finanzielle Rechenschaftspflicht

•	 Neue internationale Vereinbarungen und Standards, beispielsweise die EU-Richtlinie über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen 
im Hinblick auf Nachhaltigkeit, begünstigen klimagerechte Transitionspläne und eröffnen neue rechtliche Möglichkeiten für 
Klimaklagen.

•	 Fortschritte in der Zuordnungsforschung untermauern Klagen gegen Finanzinstitute: Bestimmte Emissionen mit ihren 
Auswirkungen auf das Klima liefern wichtige Beweise für Klimaprozesse.

•	 Entwicklungen wie die Allgemeine Bemerkung Nr. 26 des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes stärken die Rechtsgrundlagen 
für Klimaprozesse und geben Grund zur Hoffnung.

Kampagnen zur Unterstützung von Klagen

•	 Wird die Prozessführung von breiteren Aktionskampagnen begleitet, kann der öffentliche Diskurs gestärkt und ein grundsätzlicher 
Wandel im Klimabewusstsein und in der Klimapolitik gefördert werden.

•	 Der ÖRK unterstützt glaubensbasierte Advocacy-Initiativen, um die Klimapolitik von Finanzakteuren zu beeinflussen. Dazu 
gehören auch außergerichtliche Bestrebungen wie ein formeller Schriftverkehr.

Schlussfolgerung 

•	 Der ÖRK unterstreicht die Notwendigkeit eines integrierten Ansatzes, der die Prozessführung, einen gesellschaftlichen Wandel 
und auf dem Glauben aufbauende Fürsprache umfasst, um für eine nachhaltige, gerechte Zukunft einzutreten.

•	 Eine derartige ganzheitliche Strategie ist nicht nur für die Bekämpfung von Klimaungerechtigkeiten unerlässlich, sondern auch 
für das geistige und emotionale Wohl junger Klimaschützerinnen und Klimaschützer sowie junger Menschen generell.

https://digitallibrary.un.org/record/4019010?v=pdf
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1. Einleitung

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Der ÖRK weist auf die dringende Notwendigkeit von Klimaschutzmaßnahmen zum Schutz von Kindern, 

jungen Erwachsenen und künftigen Generationen hin, die am stärksten vom Klimawandel betroffen 
sind.

•	Dieser Leitfaden hebt die Rolle des Rechts bei der Bekämpfung von Klimaungerechtigkeit hervor 
und richtet sein besonderes Augenmerk auf Finanzinstitute, die die Förderung fossiler Brennstoffe 
finanzieren.

•	Ausgehend von den christlichen Lehren über Haushalterschaft und Gerechtigkeit wird die strategische 
Prozessführung als Instrument vorgestellt, das Hoffnung weckt und verantwortliche Parteien zur 
Rechenschaft ziehen kann.

•	Die Unterstützung von Klimaprozessen steht im Einklang mit den historischen Initiativen des ÖRK, 
Glaubensgemeinschaften zu befähigen, sich für eine gerechte und faire Zukunft einzusetzen und das 
Wohlergehen künftiger Generationen zu schützen.

Der Ökumenische Rat der Kirchen (ÖRK) ist sich der 
zunehmenden Dringlichkeit, gegen den Klimawandel 
vorzugehen, bewusst. Er engagiert sich für den Schutz von 
Kindern, jungen Erwachsenen und künftiger Generationen – 
also den Menschen, die von den ökologischen und sozialen 
Auswirkungen des Klimanotstandes am meisten betroffen 
sein werden. Der vorliegende Leitfaden untersucht die 
Rolle des Rechts bei der Bewältigung von systemischen 
Ungerechtigkeiten des Klimanotstands und legt einen 
besonderen Schwerpunkt auf die Verantwortung der 
Finanzakteure.

Der Klimanotstand ist eine globale Krise, die durch 
menschliche Aktivitäten getrieben wird, vor allem durch die 
Verbrennung fossiler Brennstoffe, wodurch große Mengen 
an Treibhausgasen in die Erdatmosphäre gelangen. Diese 
Emissionen tragen zum globalen Temperaturanstieg bei, 
der wiederum schwere Umweltschäden verursacht – von 
immer extremeren Wetterereignissen bis zur Zerstörung 
ganzer Ökosysteme. Im Jahr 1988 erreichte die Welt einen 
Wendepunkt: Zum einen wurde die Zwischenstaatliche 
Sachverständigengruppe für Klimaänderungen („der 
Weltklimarat“, IPCC) gegründet, und zum anderen war 
1988 auch das Jahr, in dem die Treibhausgaskonzentration 
in der Erdatmosphäre erstmals 350 ppm (parts per million) 
überschritt, was ungefähr einer Erwärmung von 1.0 °C 
entspricht.

Mit dem Anstieg der globalen Temperaturen wächst 
auch der Bedarf an rechtlichen Maßnahmen, um die 
Verantwortlichen für klimabedingte Schäden zu belangen.

Die strategische Prozessführung erweist sich in dieser 
Hinsicht als ein wirksames Instrument. Sie ermöglicht 
den betroffenen Gemeinschaften, einschließlich Kindern 
und künftigen Generationen, Gerechtigkeit zu erstreben, 
indem juristische Verfahren genutzt werden, um politische 
Regelungen und Maßnahmen von Regierungen, 
Unternehmen und Finanzinstitutionen anzufechten, die 
zum Klimanotstand beitragen. Diese Leitlinien bieten eine 
Orientierungshilfe, wie rechtliche Mittel genutzt werden 
können, um für Klimagerechtigkeit einzutreten. Wichtig ist, 
dass der Schwerpunkt auf die Finanzakteure gelegt wird, denn 
die Finanzierung der fossilen Brennstoffindustrie ist nach wie 
vor eine der Hauptursachen für die weltweiten Emissionen.

Darüber hinaus unterstreichen diese Leitlinien die 
Bedeutung, junge Menschen, die in Klimaklagen verwickelt 
sind, zu schützen, um ihr geistiges und emotionales 
Wohlbefinden zu wahren, und betonen den Wert der 
Generationengerechtigkeit. Dieses Prinzip hebt die 
Verantwortung der heutigen Generation für den Schutz der 
Umwelt für künftige Generationen hervor. Wie uns die Bibel 
lehrt, ist die Bewahrung der Schöpfung ein Gebot Gottes 
(siehe 1. Mose 1,26–28). Das Konzept der Haushalterschaft 
findet sich auch an einer anderen Bibelstelle: „Ist nicht das ein 
Fasten, an dem ich Gefallen habe: Lass los, die du mit Unrecht 
gebunden hast, lass ledig, auf die du das Joch gelegt hast! Gib 
frei, die du bedrückst, reiß jedes Joch weg!“ (Jesaja 58,6).

Dieser Vers beinhaltet die Aufforderung, durch sorgfältige 
Haushalterschaft gegen Ungerechtigkeit vorzugehen. Die 
Menschheit trägt die Verantwortung, die Schöpfung zu 
bewahren, wie in 1. Mose 2,15 dargelegt wird. Die Menschen 
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werden aufgerufen, die Erde zu bebauen und zu bewahren. Die im Leitfaden vorgestellten Rechtsmechanismen entsprechen 
einer modernen Anwendung dieses biblischen Grundsatzes und gewährleisten, dass diejenigen, die die Erde ausbeuten, für ihr 
Handeln zur Rechenschaft gezogen werden.

Für den ÖRK ist diese häufigere Anrufung der Gerichte eine Entwicklung, die seine aktuelle und historische Politik 
für Klimagerechtigkeit zum Ausdruck bringt und fortschreibt. Wie der Leitfaden erläutert, ist die Unterstützung von 
Klimaprozessen moralisch gerechtfertigt und steht im Einklang mit christlichen Werten und biblischen Lehren. Darüber 
hinaus zeigen die Leitlinien, dass solche strategische Klagen für die Klimagerechtigkeit unerlässlich sind, insbesondere für die 
vulnerabelsten Menschen. Zusammen mit anderen Instrumenten, wie der Interessenvertretung, können Gerichtsprozesse 
Glaubensgemeinschaften und die Zivilgesellschaft befähigen, wirksame Maßnahmen zur Bewältigung der Klimakrise zu 
ergreifen und die Rechte von Kindern und künftigen Generationen zu schützen. Dementsprechend stärken Klimaprozesse die 
dringend benötigte Hoffnung auf einen lebenswerteren, gerechteren und faireren Planeten.

Bei der Arbeit mit jungen Menschen an dieser Publikation wurde schnell deutlich, wie sehr sie von den wissenschaftlich 
belegten Folgen des kontinuierlichen Anstiegs der CO2-Emissionen betroffen sind. Um ihr Recht auf Leben zu schützen, 
wollen wir die Kirchen befähigen, den Rechtsweg in Betracht zu ziehen. Die folgende Überlegung inspirierte uns dazu:

„Wenn ich sehe, wie jemand in eine Gruppe unschuldiger Anwesender fährt, kann ich als 
gläubiger Mensch die Katastrophe nicht einfach abwarten, und dann die Verwundeten trösten 
und die Toten begraben. Ich muss versuchen, der Person am Steuer das Lenkrad zu entreißen.“
Wir baten den Pulitzer-Preisträger und Karikaturisten Joel Pett, ein Bild zu entwerfen, das diesen Gedanken illustriert – die 
uns anvertrauten Ängste der Jungen und unsere Verantwortung als gläubige Menschen, wirksame Maßnahmen gegen den 
Klimanotstand zu ergreifen. Angesichts der jüngsten Tragödien im Zusammenhang mit Terroristen, die in eine Menge 
unschuldiger Menschen fahren, könnte diese Karikatur verstörende Assoziationen hervorrufen. Trotzdem fügen wir hier den 
vollständigen Cartoon zur Diskussion ein, denn durch die Finanzierung neuer Projekte zum Ausbau fossiler Brennstoffe ist die 
Zukunft der Kinder tatsächlich ernsthaft bedroht.

Auf dem Bild sieht es aus, als ob die Justiz das Fahrzeug, das für die Investitionen in die Expansion der fossilen Brennstoffe 
steht, nicht aufhalten könnte, und es die Kinder zu vernichten drohte. Wird die Justiz nicht aufgefordert, sich zu den tödlichen 
Folgen solcher Investitionen zu äußern, wird genau dies Realität. Sowohl das Bild als auch diese Leitlinien sollen vermitteln, 
dass den Kindern durch rechtliche Schritte Hoffnung gemacht werden kann. Schritte, die bis jetzt nicht ausreichend bekannt 
sind und noch nicht genügend genutzt werden.

Credit: Joel Pett, Rewriting Earth
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2. Der Klimanotstand und dessen 
Auswirkungen auf Kinder und künftige 

Generationen

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Menschliche Aktivitäten, insbesondere die Verbrennung fossiler Brennstoffe, treiben den Klimawandel 

voran, indem sie die Treibhausgasemissionen erhöhen, was zu schwerwiegenden Auswirkungen auf 
die Umwelt führt.

•	Angesichts der derzeitigen Tendenzen der Erderwärmung besteht die Gefahr, dass die im Pariser 
Abkommen festgelegten Schwellenwerte überschritten werden, was irreversible Schäden verursachen 
könnte.

•	Kinder und künftige Generationen, die besonders von den Auswirkungen des Klimawandels betroffen 
sind, sind mit Gesundheitsrisiken, Ängsten und Entwicklungsstörungen konfrontiert. Aufgrund des 
mangelnden politischen Einflusses können sie aber die Politik nicht mitgestalten.

•	In Anbetracht der Notwendigkeit, sich von fossilen Brennstoffen zu verabschieden, sind strategische 
Klimaprozesse für den Schutz der Rechte junger Menschen und künftiger Generationen unerlässlich.

Der Klimawandel ist „eine langfristige Veränderung 
der durchschnittlichen Wettermuster“.1 Eine wichtige 
Triebkraft des Klimawandels sind menschliche Aktivitäten, 
insbesondere die Verbrennung fossiler Brennstoffe,2 die zu 
einer Zunahme der wärmeabsorbierenden Treibhausgase 
in der Erdatmosphäre und damit zu einem Anstieg der 
durchschnittlichen Oberflächentemperatur der Erde führen.3 
Die wichtigsten Treibhausgase, gemessen an ihrem jeweiligen 
Beitrag zur globalen Erwärmung, sind Kohlendioxid und 
Methan.4 

Der Weltklimarat stellte fest, dass „menschliche 
Aktivitäten [...] eindeutig die globale Erwärmung verursacht 
[haben], vor allem durch Treibhausgasemissionen“, mit 
globalen Oberflächentemperaturen, die im Zeitraum 2011–
2020 gegenüber den Werten von 1850–1900 um 1.1 °C 
zugenommen hatten.5 Es wird erwartet, dass die globale 
durchschnittliche Oberflächentemperatur innerhalb der 
kommenden fünf Jahre um mehr als 1.5 °C über dem Niveau 
von 1850–1900 liegen wird.6 Wenn dies eintritt, wird es 
die Welt nicht geschafft haben, „den Temperaturanstieg 
auf 1.5 °C zu begrenzen“, wie dies im Pariser Abkommen 
festgelegt wurde. Dieses Scheitern würde es noch schwieriger 
machen, die globale Durchschnittstemperatur auf „deutlich 
unter“ 2 Grad Erwärmung zu halten.7 

Fossile Brennstoffe wie Kohle, Erdöl und Erdgas sind 
für mehr als 75 Prozent der Treibhausgasemissionen und 

etwa 90 Prozent der CO₂-Emissionen verantwortlich.8 Der 
Klimanotstand ist also ein Problem, das durch die Ausbeutung 
fossiler Brennstoffe verursacht wird. Im Dezember 2023 
erkannte die Weltgemeinschaft auf dem Klimagipfel 
COP28 die Notwendigkeit an, „von fossilen Brennstoffen in 
Energiesystemen wegzukommen“, um bis 2050 Netto-Null-
Emissionen zu erreichen.9 Trotz dieser Erkenntnis machen 
fossile Brennstoffe immer noch über 80 Prozent des weltweiten 
Energiemixes aus.10 Gestützt auf die gegenwärtige Politik und 
die Versprechungen von Regierungen gehen Klimaforschende 
davon aus, dass sich die Erde bis zum Jahr 2100 um etwa 2.7 °C 
erwärmen wird.11 Neueste Forschungsergebnisse deuten 
darauf hin, dass bis 2030 etwa zwei Milliarden Menschen 
mit Durchschnittstemperaturen von mindestens 29 °C 
auskommen müssen, wenn sich dieser Verlauf bestätigt.12 Mit 
dem Anstieg der globalen Durchschnittstemperaturen steigt 
auch das Risiko des Artensterbens und des unumkehrbaren 
Rückgangs der biologischen Vielfalt in Ökosystemen wie 
Wäldern und Korallenriffen.13 

Besorgniserregend ist, dass mit fortschreitender globaler 
Erwärmung die Wahrscheinlichkeit und die Auswirkungen 
abrupter und/oder irreversibler Veränderungen des 
Klimasystems, der sogenannten „Kipppunkte“, zunehmen.14 
Steigende Temperaturen können beispielsweise zum 
Auftauen des Permafrostes in der Arktis führen, wodurch 
große Mengen an zuvor gespeichertem Methan und 
Kohlendioxid freigesetzt werden.15 In ähnlicher Weise könnte 
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der Kollaps der großen atlantischen Umwälzzirkulation 
in Verbindung mit der globalen Erwärmung dazu führen, 
dass die Hälfte der weltweiten Anbauflächen für Weizen 
und Mais verloren geht.16 Daher ist das Ausmaß, in dem 
die globale CO2-Konzentration 350 ppm übersteigt, mit 
einem größeren Risiko verbunden, mehrere Kipppunkte zu 
erreichen.17 Die Klimawissenschaft zeigt, dass eine deutliche 
Senkung der Emissionen auf kurze Sicht das Risiko eines 
durch die Auslösung von Kipppunkten verursachten 
unkontrollierten Klimawandels verringert. Aufgrund der 
enormen prognostizierten Kosten des Klimawandels bei 
einem Szenario mit unveränderten Treibhausgasemissionen 
wäre diese Maßnahme auch weniger kostspielig als die 
Beibehaltung des bisherigen Emissionsverlaufs.18 

2.1 Treibhausgasemissionen verschlimmern 
den Klimawandel und schaden Kindern und 
künftigen Generationen
Die Sorge um das Wohlergehen anderer, insbesondere von 
Kindern, ist ein zentrales Thema der religiösen Lehre. In 
Matthäus 18,6 erklärt Jesus, wie wichtig es ist, Kinder zu 
schützen, und warnt davor, ihnen Schaden zuzufügen. Doch 
der Klimanotstand schadet Kindern auf der ganzen Welt schon 
heute. Da der Klimawandel in Zukunft katastrophale Folgen 
haben wird, werden Kinder und künftige Generationen am 
stärksten darunter leiden. Sie werden am härtesten getroffen 
von den Wirkungen heut iger Entscheidungen darüber, 
wie die Gesellschaft zum Klimanotstand beiträgt und auf 
ihn reagiert.19 Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

schätzt beispielsweise, dass Kinder mehr als 80 Prozent 
der Krankheiten, Verletzungen und Todesfälle erleiden 
werden, die auf den Klimanotstand zurückzuführen sind.20 
Dies ist teilweise auf ihre Physiologie zurückzuführen, 
wodurch sie extremer Hitze, Dürre und Naturkatastrophen 
stärker ausgesetzt sind.21 Schon jetzt sind Kinder und 
Jugendliche durch den Klimanotstand unverhältnismäßig 
stark beeinträchtigt, etwa in Form von Klimaangst.22 
Darüber hinaus wirkt sich die Krise auch negativ auf ihre 
körperliche und geistige Entwicklung aus.23 Außerdem haben 
Untersuchungen ergeben, dass Kinder vulnerabler sind in 
Bezug auf indirekte Auswirkungen des Klimawandels wie 
Nahrungsmittelknappheit, Konflikte zwischen Gruppen, 
wirtschaftliche Umbrüche und Migration.24 Der Ausschuss 
der Vereinten Nationen für die Rechte des Kindes zeigte in 
einer kürzlich veröffentlichten Allgemeinen Bemerkung 
die vielfältigen Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Rechte der Kinder auf, einschließlich ihrer Rechte auf 
Nichtdiskriminierung, Leben, Überleben, Entwicklung und 
Gesundheit.25 

Trotz ihrer kumulierten Verwundbarkeiten in Zeiten 
des Klimanotstands und dessen Folgen haben Kinder und 
künftige Generationen traditionell kaum Möglichkeiten, 
um die Reaktion der Gesellschaft auf den Klimanotstand 
politisch zu beeinflussen.26 Infolgedessen und aufgrund der 
unvermeidlichen Auswirkungen auf die Wahrnehmung ihrer 
Rechte kann strategische Prozessführung im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel dazu dienen, Kinder und künftige 
Generationen zu schützen.
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3. Wie können wir das Recht nutzen, 
um zum Wohl der Kinder und künftiger 

Generationen auf den Klimanotstand zu 
reagieren?

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Strategische Klagen können Systemänderungen bewirken, die weit über den Rahmen eines einzelnen 

Falles hinausgehen, insbesondere wenn sie mit wirksamen Kampagnenstrategien kombiniert werden.

•	Klimaprozesse sind ein schnell wachsender Trend und ein wirksamer Weg, um die Klimakrise 
anzugehen, speziell anhand von Fällen, in denen es um die Finanzierung von Projekten und Aktivitäten 
geht, die Klimaschutzmaßnahmen verhindern.

•	Kinder und Jugendliche sind bereits in über 70 Klimarechtsfällen, wovon zahlreiche das Konzept der 
Generationengerechtigkeit aufgreifen, als klagende Partei aufgetreten. 

•	Von jungen Menschen geführte Klimaprozesse bergen sowohl Risiken als auch Chancen. Kinder, 
Jugendliche und künftige Generationen sehen sich mit verfahrensrechtlichen Fragen in Bezug auf 
die Parteifähigkeit konfrontiert und haben nicht die gleichen Rechte wie Erwachsene, um sich an 
Gerichtsverfahren zu beteiligen.

•	Bei Rechtsstreitigkeiten, an denen Kinder und Jugendliche beteiligt sind, ist es aus diesem Grund 
wichtig, eine Ethik der Fürsorge anzuwenden, die sich auf die etablierten Grundsätze für den Schutz 
ihrer Rechte und Interessen stützt.

3.1. Strategische Klagen
Rechtlich wird eine Streitsache als die „Durchführung 
oder Verteidigung eines Zivil- oder Strafrechtsverfahrens“ 
definiert.27 Vereinfacht ausgedrückt handelt es sich um das 
Einreichen einer Klage. Meistens betrachten die klagenden 
Parteien das Verfahren als Mittel zur Beilegung einer 
bestimmten Streitsache und zur Erlangung eines bestimmten 
Rechtsanspruchs. So kann eine Partei beispielsweise 
Schadenersatz für gelieferte, aber noch nicht bezahlte Waren 
fordern oder einen Nachbarn daran hindern, ihr Grundstück 
zu verschmutzen. Aus theologischer Sicht können 
Rechtsstreitigkeiten und insbesondere Klimastreitigkeiten als 
Teil von Gottes Erlösungsplan für die Schöpfung verstanden 
werden. In Römer 8,19–21 ist von der Schöpfung die Rede, 
die sehnsüchtig auf die Befreiung von der Knechtschaft der 
Vergänglichkeit wartet.

Es ist zu bemerken, dass gewisse Streitsachen eher 
strategischer Natur sind. Strategische Klagen werden mit 
dem Ziel geführt, Veränderungen herbeizuführen, die über 

die unmittelbaren Interessen des Klägers und die ihm zur 
Verfügung stehenden Rechtsmittel hinausgehen.28 Unter 
anderem können strategische Klagen darauf abzielen, 
spezifische Änderungen im Verhalten von Unternehmen 
auf Branchenebene herbeizuführen oder gesellschaftliche 
Normen oder Wahrnehmungen zu verändern.29 Soziale 
Bewegungen nutzen Gerichtsverfahren schon lange als 
Mittel, um einen gesellschaftlichen Wandel herbeizuführen 
und gegen Ungerechtigkeiten vorzugehen. Strategische 
Klagen wurden beispielsweise eingesetzt, um gegen 
Rassendiskriminierung, geschlechtsspezifisches Lohngefälle 
oder die Tabakindustrie vorzugehen.30 Gestützt auf 
diese vergangenen Erfolge nutzen Einzelpersonen 
(einschließlich Kinder),31 Gemeindeorganisationen und 
Nichtregierungsorganisationen seit den 1980er-Jahren 
Zivilklagen, um die Bemühungen zur Eindämmung des und 
Anpassung an den Klimawandel zu verstärken.32 Konkret 
zielen strategische Klimaklagen unter anderem darauf ab, 
Themen im Zusammenhang mit dem Klimawandel neu zu 
umreißen, politischen Druck zu erzeugen und eine stärkere 
gesellschaftliche Mobilisierung zu fördern.33 Somit ist die 
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strategische Prozessführung ein Weg, um die Rechte von 
Kindern und künftigen Generationen vor den Schäden des 
Klimawandels zu schützen, was mit der Verschärfung des 
Klimawandels in Zukunft noch wichtiger werden wird.34 

3.2. Gesetzesreformen
Ein häufiges und manchmal das einzige Ziel strategischer 
Prozessführung ist die Änderung der Rechtslage.35 Dies 
kann direkt geschehen, beispielsweise durch die Schaffung 
oder Änderung eines Präzedenzfalls durch ein Gericht 
als Ergebnis des Rechtsstreits, oder indirekt, indem der 
Rechtsfall etwa eine gesellschaftliche Bewegung stärkt, die 
Druck auf den Gesetzgeber ausübt, damit dieser Gesetze 
verabschiedet oder ändert.36 Neue Rechtsvorschriften 
können wiederum die Grundlage für   weitere strategische 
Klagen bilden. Dementsprechend können Gesetzesreformen 
und Zivilprozesse als Mittel gegen den Klimawandel 
komplementäre Strategien sein. Die jüngste Verabschiedung 
eines bedeutenden Klimagesetzes im US-Bundesstaat 
Vermont, der sogenannte Climate Superfund Act 37, beleuchtet, 
wie wichtig eine Gesetzesreform im Zusammenhang mit 
Klimaschutzmaßnahmen ist. Mit dem Gesetz werden die 
Verantwortlichen, also Unternehmen, die fossile Brennstoffe 
fördern, verpflichtet, für die Klimaschäden, die sie durch 
ihre Tätigkeit verursacht haben, Schadenersatz zu leisten. 
Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Leitfadens haben 
Gesetzgeber in den Bundesstaaten New York, Kalifornien, 
Maryland und Massachusetts ähnliche Gesetze wie den 
Climate Superfund Act von Vermont vorgeschlagen. Einer 
der Vorteile strategischer Gerichtsverfahren besteht hingegen 
darin, dass sie auch durchgeführt werden können, ohne 
eine Gesetzesänderung anzustreben. So gibt es heute viele 
rechtliche Möglichkeiten, die genutzt werden können, 
um Maßnahmen gegen den Klimawandel zu fördern. In 

Kapitel 5 und 6 dieses Leitfadens werden verschiedene dieser 
Rechtswege untersucht.

3.3. Strategische Klimaprozesse und 
der Schutz von Kindern und künftigen 
Generationen

3.3.1. Definition und Überblick über die Klimaklagen

Die Definition von Klimaklagen ist nicht einheitlich.38 
Meistens werden vor Gericht oder Schiedsgericht gebrachte 
Streitsachen, bei denen es um wesentliche wissenschaftliche, 
politische oder rechtliche Fragen in Bezug auf den Klimawandel 
geht, mit diesem Etikett versehen.39 Seit den 1980er-Jahren 
wurden über 2600 Klimaklagen eingereicht, rund 70 Prozent 
davon nach 2015, dem Jahr, in dem das Pariser Abkommen 
verabschiedet wurde.40 Früher wurden die meisten Klagen 
von Einzelpersonen oder zivilgesellschaftlichen Gruppen 
eingereicht.41 Dieser Trend hält weiter an: 2023 traten in über 
70 Prozent der eingereichten Klimaklagen Einzelpersonen, 
zivilgesellschaftliche Organisationen oder beide Kategorien 
als Kläger auf.42 In der Vergangenheit konzentrierten sich 
solche Fälle auf die Rechenschaftspflicht von Regierungen, 
bei strategischen Klimaprozessen stehen heute jedoch 
zunehmend die Verpflichtungen von Unternehmen im 
Vordergrund.43 Die Forderung nach der Rechenschaftspflicht 
dieser Akteure, einschließlich der Finanzakteure, steht im 
Einklang mit dem biblischen Konzept der Gerechtigkeit: „Wer 
nun weiß, Gutes zu tun, und tut’s nicht, dem ist’s Sünde“ 
(Jakobus 4,17). Die moralische Verpflichtung, so zu handeln, 
dass die Nachhaltigkeit und das Gemeinwohl gefördert 
werden, untermauert somit die rechtliche Verantwortung 
von Regierungen und Unternehmen, auf den Klimawandel 
zu reagieren.

https://climatechange.vermont.gov/climate-superfund
https://unfccc.int/sites/default/files/english_paris_agreement.pdf
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Die Vereinigten Staaten sind das Land mit der höchsten 
Anzahl an dokumentierten Klimaklagen, mit insgesamt 
1745 Fällen, wovon 129 aus dem Jahr 2023 stammen.44 Die 
Abbildung auf Seite 9 aus dem Bericht Global Trends in 
Climate Change Litigation: 2024 Snapshot45 von Setzer und 
Higham zeigt die Anzahl der Klimaklagen, die bis Juni 2024 
in den einzelnen Gerichtsbezirken eingereicht wurden.

Trotz der zahlreichen bisher eingereichten Klimaklagen 
ist es schwierig, die systemischen Auswirkungen von 
Klimaprozessen genau zu beschreiben, insbesondere auf 
lange Sicht.46 Bei Klimaverfahren handelt es sich im Vergleich 
zu anderen Rechtsgebieten um ein relativ junges Phänomen. 
Derzeit wird geforscht, um die Auswirkungen von 
Klimaprozessen zu konzeptualisieren und zu messen, damit 
künftige Fälle strategischer, effizienter und effektiver gestaltet 
werden können.

Ein Beispiel einer möglicherweise einflussreichen Art von 
Klimaprozessen sind die Fälle, bei denen es um das „Zudrehen 
der Geldhähne“ geht.47 Diese Fälle zielen darauf ab, den Fluss 
von Finanzmitteln in Projekte und Aktivitäten, die nicht mit 
dem Klimaschutz in Einklang stehen, anzufechten.48 Dieses 
Thema ist von großer Bedeutung, denn die fortgesetzte 
Finanzierung von Projekten und Unternehmen im Umfeld 
der fossilen Brennstoffe bremst die Energiewende und 
verschärft den Klimawandel.49 Bemerkenswert ist, dass 
die Banken seit dem Pariser Abkommen von 2015 rund 
7 Billionen US-Dollar an Unternehmen aus der Branche der 
fossilen Brennstoffe vergeben haben.50 Seit 2015 wurden zum 
Teil als Reaktion auf diese Kapitalflut aus der Finanzbranche 
in den Sektor der fossilen Brennstoffe 33 Verfahren im Sinne 
des „Zudrehens der Geldhähne“ eingereicht, 6 davon im Jahr 
2023.51

3.3.2. Generationengerechtigkeit als Schlüsselkonzept 
in Klimaprozessen

Die generationsübergreifende Solidarität ist keine 
Option, sondern eine grundsätzliche Frage der 
Gerechtigkeit, denn die Welt, die wir erhalten haben, 
gehört auch den Menschen, die nach uns kommen 
werden. (Papst Franziskus)

Bei der Generationengerechtigkeit geht es um die 
Verantwortung der heutigen Generation, die natürlichen 
Ressourcen und die Umwelt so zu bewirtschaften, dass 
die Fähigkeit künftiger Generationen, ihre Bedürfnisse zu 
befriedigen, nicht beeinträchtigt wird.52 Dieses Konzept findet 
seinen Ursprung im Völkerrecht und in den Begriffen der 
Nachhaltigkeit und der langfristigen Umweltverantwortung. 
So heißt es beispielsweise in Artikel 3 Absatz 1 des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen (UNFCCC), dass die Vertragsparteien 
des UNFCCC „das Klimasystem zum Wohl heutiger und 
künftiger Generationen schützen“ sollen.53 In ähnlicher Weise 
wird in der Präambel des Pariser Abkommens anerkannt, 
dass die Vertragsparteien beim Ergreifen von Maßnahmen 

zur Bekämpfung des Klimawandels ihre Verpflichtungen 
in puncto Generationengerechtigkeit achten, fördern und 
berücksichtigen sollten.54 Dies spiegelte sich dann im Jahr 
2019 in der Zwischenstaatlichen Erklärung über Kinder, 
Jugendliche und Klimaschutz wider, die auf dem Klimagipfel 
COP25 in Madrid unterzeichnet wurde.55 

Aufgrund ihrer offensichtlichen moralischen Autorität in 
dieser Frage sind Kinder als Klägerinnen und Kläger in Sachen 
Generationengerechtigkeit besonders gut geeignet, rechtliche 
Ansprüche geltend zu machen.56 Untersuchungen deuten 
zwar darauf hin, dass solche Begründungen bei Klimaprozessen 
noch nicht in vollem Umfang vorgebracht werden,57 doch 
haben sich Argumente der Generationengerechtigkeit bisher 
in einer beträchtlichen Anzahl von Fällen als äußerst wirksam 
erwiesen.58 

3.3.3. Prominente Beispiele von Klimafällen mit 
Beteiligung junger Menschen

Kinder und junge Menschen treten in zahlreichen strategischen 
Klimaklagen auf der ganzen Welt als Hauptklägerinnen und 
Hauptkläger auf.59 Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses 
Leitfadens sind in der Climate Litigation-Datenbank des 
Sabin Center for Climate Change Law rund 70 Klimaklagen 
aufgelistet, an denen junge Klägerinnen und Kläger beteiligt 
sind oder waren. Im Großen und Ganzen lassen sich diese Fälle 
in drei nach Schwerpunkt geordnete Kategorien einteilen: (1) 
unzureichende Anstrengungen zur Verringerung der CO₂-
Emissionen und zur Einhaltung der Klimaverpflichtungen; 
(2) unzureichende Anstrengungen zur Umsetzung von 
Maßnahmen zur Entschärfung und Anpassung; und (3) 
spezifische behördliche Genehmigungen, die dramatische 
Auswirkungen auf das Klima haben könnten.60 

Zwei bedeutende von Minderjährigen geführte 
Klimaklagen sind der kolumbianische Fall Künftige 
Generationen gegen das Umweltministerium u. a. und der 
anhängige südafrikanische Prozess Afrikanische Klimaallianz 
u. a. gegen den Minister für Bodenschätze und Energie. 

Ersterer war ein bahnbrechender Fall in Kolumbien, 
bei dem eine Gruppe von 25 jungen Menschen die 
Regierung anklagte, die Abholzung im Amazonasgebiet 
nicht einzudämmen, was ihrer Meinung nach gegen die 
verfassungsmäßigen Rechte auf eine gesunde Umwelt verstieß. 
Die Klägerinnen und Kläger machten geltend, die Untätigkeit 
der Regierung trage durch Duldung der Abholzung der 
Wälder zum Klimawandel bei und bedrohe sowohl ihre 
Zukunft als auch die Rechte künftiger Generationen. Im 
April 2018 entschied der Oberste Gerichtshof Kolumbiens 
zugunsten der Klagenden und erklärte den Amazonas zu 
einem „Rechtssubjekt“. Das Gericht wies die Regierung an, 
Aktionspläne zur Reduzierung der Abholzung zu entwerfen 
und durchzusetzen. Dieses Gerichtsurteil war hinsichtlich 
der Anerkennung der Rechte der Natur und künftiger 
Generationen im Zusammenhang mit dem Klimawandel 
bahnbrechend.

https://www.lse.ac.uk/granthaminstitute/publication/global-trends-in-climate-change-litigation-2024-snapshot/
https://www.lse.ac.uk/granthaminstitute/publication/global-trends-in-climate-change-litigation-2024-snapshot/
https://www.bankingonclimatechaos.org
https://unfccc.int/sites/default/files/english_paris_agreement.pdf
https://unfccc.int/sites/default/files/english_paris_agreement.pdf
https://unfccc.int/resource/docs/convkp/conveng.pdf
https://unfccc.int/resource/docs/convkp/conveng.pdf
https://unfccc.int/sites/default/files/english_paris_agreement.pdf
https://www.climatecasechart.com/document/future-generations-v-ministry-of-the-environment-and-others_f076
https://www.climatecasechart.com/document/future-generations-v-ministry-of-the-environment-and-others_f076
https://www.climatecasechart.com/document/africa-climate-alliance-et-al-v-minister-of-mineral-resources-energy-et-al-cancelcoal-case_a360
https://www.climatecasechart.com/document/africa-climate-alliance-et-al-v-minister-of-mineral-resources-energy-et-al-cancelcoal-case_a360
https://www.climatecasechart.com/document/africa-climate-alliance-et-al-v-minister-of-mineral-resources-energy-et-al-cancelcoal-case_a360
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Im sogenannten #CancelCoal-Prozess haben drei 
südafrikanische zivilgesellschaftliche Organisationen – 
African Climate Alliance, Vukani Environmental Justice 
Movement in Ac tion und groundWork Trust – im November 
2021 eine Verfassungsklage gegen den Beschluss der Regierung 
eingereicht, 1500 MW neue Kohlekraftwerkskapazitäten 
einzuplanen. Die Kläger, die in diesem noch anhängigen 
Verfahren vom Centre for Environmental Rights (Zentrum 
für Umweltrechte) vertreten werden, machen geltend, der 
Plan verstoße gegen verfassungsmäßige Rechte, darunter das 
Recht auf Leben, Würde, Gleichheit und eine sichere Umwelt. 
Weiter stelle er das Wohl der Kinder nicht in den Vordergrund. 
Die Kläger argumentieren, Südafrikas Abhängigkeit von der 
Kohle trage erheblich dazu bei, dass das Land zu den größten 
Treibhausgasemittenten der Welt gehöre.

Gestützt auf Expertisen, die die negativen gesundheitlichen, 
ökologischen und wirtschaftlichen Auswirkungen 
von Kohleprojekten aufzeigen, stellt der Fall auch den 
Integrierten Ressourcenplan 2019 in Frage. Die Klagenden 
machen geltend, dass erneuerbare Energien eine praktikable 
und kostengünstige Alternative darstellen. Die Regierung 
hat Dokumente zurückgehalten, was zu Verzögerungen 
geführt und das Verfahren in die Länge gezogen hat. Nach 
der Einreichung zusätzlicher eidesstattlicher Erklärungen 
im September 2023 ist der Fall immer noch hängig, und die 
Antwort der Regierung steht noch aus. Diese Klage zielt 
darauf ab, die weitere Beschaffung von Kohle zu verhindern 
und dafür zu sorgen, dass Südafrika die verfassungsmäßigen 
und internationalen Klimaverpflichtungen respektiert, 
insbesondere in Bezug auf den Schutz des Kindeswohls und 
die Generationengerechtigkeit.

Solche von jungen Menschen angestrengten Klimaprozesse 
werden von einer Reihe von Organisationen unterstützt, 
die sich für Klimagerechtigkeit für Kinder und Jugendliche 
einsetzen. Die Organisation Our Children‘s Trust in den 
Vereinigten Staaten engagiert sich beispielsweise für zahlreiche 

Gruppen von Kindern und Jugendlichen bei Klimaklagen – 
einschließlich im Fall Held v. Montana –, damit ihre Stimme 
gehört wird, und um ihr Recht auf ein stabiles Klima zu 
schützen. 

In ähnlicher Art und Weise ist der ÖRK seit den 
1970er-Jahren ein wichtiger Akteur in den Bewegungen für 
Klimagerechtigkeit auf lokaler, regionaler und globaler Ebene. 
Im Jahr 2015 entwickelte der ÖRK gemeinsam mit dem UNO-
Kinderhilfswerk UNICEF den Aktionsplan „Engagement 
der Kirchen für Kinder“. Eine wichtige Säule dieses 
Programms ist der Einsatz für Klimagerechtigkeit für und mit 
Kindern und Jugendlichen. Der ÖRK hat auch Konferenzen 
mit Rechtsexpertinnen und -experten über den Schutz 
der Kinderrechte mittels Klimaprozessen mitorganisiert.61 
Darüber hinaus gab der ÖRK im Rahmen globaler 
Partnerschaftsstrategien den Anstoß für Kampagnen für ein 
klimaverträgliches Bankwesen,62 trug Forschungsarbeiten 
über die Auswirkungen des Klimawandels auf das physische 
und psychische Wohlbefinden von Kindern zusammen und 
setzte sich für die Anerkennung der Klimazerstörung als eine 
Form der Gewalt gegen Kinder ein.

Es ist wichtig, zu bemerken, dass die Beteiligung von 
Kindern an strategischer Prozessführung auch ein Risiko für 
ihre psychische Gesundheit darstellen kann und die Gefahr 
besteht, dass sie durch das wiederholte Sprechen über und 
Nachweisen von Klimaschäden traumatisiert werden oder 
Traumata wieder aktiviert werden.63 Sich dieser Risiken 
bewusst zu sein und sie nach Möglichkeit abzuschwächen, 
sind wichtige Gebote der ethischen Mobilisierung und 
der juristischen Arbeit.64 Sogar wenn sie nicht persönlich 
in Klimaprozesse verwickelt sind, haben junge Menschen 
auf der ganzen Welt große Angst mit Blick auf den 
Klimawandel.65 Eine Forschungsarbeit, bei der der ÖRK 
mitwirkte, kam auf ähnliche Ergebnisse. Der Klimawandel sei 
„eine Form struktureller Gewalt gegen heutige und künftige 
Generationen“, so die Studie.66 Doch durch die Teilnahme an 

Globale Trends bei Gerichtsverfahren zum Klimawandel: 2024 Snapshot

Source: Grantham Research Institute

https://www.ourchildrenstrust.org
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einem Prozess, in dem ihre Befindlichkeiten und Ansichten 
gehört, respektiert und von den Verantwortlichen ernst 
genommen werden, hat die Beteiligung von Kindern an 
Klimaprozessen das Potenzial, die Klimaangst zu verringern 
und die Kinder davor zu schützen.67 Dementsprechend sind 
die Auswirkungen von Klimaprozessen auf Kinder stark 
vom Kontext abhängig und rechtfertigen eine vorsichtige 
Herangehensweise und eine Ethik der Fürsorge.

3.3.4. Kinder und künftige Generationen und die Frage 
der Parteifähigkeit

Die Person oder Gruppe, die den Fall vor Gericht bringt, muss 
in jedem Rechtsstreit nachweisen, dass sie dazu berechtigt 
ist. In vielen Rechtsordnungen wird dieser Anspruch als 
„Klagebefugnis“ oder „Parteifähigkeit“ bezeichnet. Die 
Anforderungen an die Klagebefugnis unterscheiden sich von 
einer Rechtsordnung zur anderen, wobei einige Länder, etwa 
die Vereinigten Staaten, einen strengen Ansatz verfolgen, um 
zu bestimmen, wer zur Einreichung einer Klage berechtigt ist.

Es kann sich als schwierig erweisen, im Zusammenhang mit 
Klimaverfahren die Parteifähigkeit zu erlangen. Etwa wenn 
belegt werden muss, dass ein schutzwürdiges Interesse an der 
Angelegenheit besteht und inwiefern die klagende Person 
aufgrund der Handlung oder Unterlassung, die Gegenstand 
des Begehrens ist, einen Schaden erlitten hat (oder befürchten 
muss). Für junge Menschen und künftige Generationen 
stellen die rechtlichen Anforderungen an die Parteifähigkeit 
bei Klimaklagen oft eine besonders große Hürde dar.68 So 
wurden beispielsweise mehrere von Jugendlichen geführte 
Klimaklagen mit der Begründung abgewiesen, die Klagenden 
könnten nicht hinreichend nachweisen, dass sie einen 
Schaden erlitten hatten oder dass sie wahrscheinlich einen 
Schaden erleiden werden.69 

Künftige Generationen sind von dieser und weiteren 
Prozessvoraussetzungen ganz besonders betroffen, da 
die Gesetze ungeborene Menschen meistens nicht als 
Rechtsinhaberinnen und -inhaber anerkennen, die 
klageberechtigt sein können. In gewissen Fällen – wie bei einer 
kürzlich eingereichten Klage, in der die koreanische Regierung 
beschuldigt wird, ihre Klimaschutzverpflichtungen verletzt 
zu haben – werden jedoch auch ungeborene Menschen 
als Verfahrenspartei betrachtet.70 Die Frage, ob künftige 
Generationen in Klimaverfahren klagebefugt sind oder nicht, 
bleibt trotzdem in vielen Rechtsordnungen eine ständige 
Kontroverse.71 Um dieses Problem zu vermeiden, werden 
häufig kleine Kinder in Prozesse einbezogen, bei denen 
aufgrund ihres Alters davon ausgegangen werden kann, dass 
sie infolge des Klimawandels vergleichbare Schäden erleiden 
werden wie künftige Generationen.72 Schäden bei Kindern 
sind nicht weniger schlimm als Schäden bei Erwachsenen. 
Alle Menschen sind nach dem Bilde Gottes (Imago Dei) 
geschaffen, also haben alle Menschen eine inhärente Würde 
und einen inhärenten Wert. 

3.3.5. Verfahrensbeistände zur Unterstützung von 
Kindern und Jugendlichen 

In gewissen Situationen können Kinder nur klagen, wenn 
sie einen Verfahrensbeistand mitbringen. So wurden 
beispielsweise im Fall Sharma u.a. gegen den Umweltminister 
die jungen Klägerinnen und Kläger von Schwester Marie 
Brigid Arthur als ihr Verfahrensbeistand vertreten.73 Bei 
diesem Fall ging es um die Sorgfaltspflicht und die Frage, 
ob der australische Umweltminister bei der Entscheidung, 
eine Kohlemine zu bewilligen oder nicht, das Wohlergehen 
australischer Kinder zu berücksichtigen hat. Die Kinder 
waren in der ersten Instanz erfolgreich, verloren aber im 
Berufungsverfahren vor dem australischen Full Federal Court 
(Bundesgerichtshof). Nichtsdestotrotz bewies der Fall den 
Nutzen strategischer Klimaklagen von jungen Menschen 
sowie die hilfreiche Rolle, die Verfahrensbeistände bei der 
Wahrung der Rechtsansprüche und Unterstützung von 
Kindern spielen.

3.3.6.  Schutz der an Klimaprozessen beteiligten 
Kinder

„Tu deinen Mund auf für die Stummen.“ (Sprüche 31,8)

Sich für die Interessen von Menschen einzusetzen, die nicht 
für sich selbst eintreten können, wie dies bei Kindern der 
Fall ist, kann ein Akt der Liebe und des Glaubens sein. Das 
Verfolgen juristischer Strategien kann eine solche Form der 
Fürsprache sein. Im Bestreben, Kinder vor den schlimmsten 
Auswirkungen des Klimawandels zu schützen, ist es aber 
auch notwendig, mit ihrer Beteiligung an Gerichtsverfahren 
vorsichtig umzugehen. Das Risiko, dass sie durch den Prozess 
negativ beeinflusst werden könnten, muss begrenzt werden.74 
Besonders problematisch sind potenzielle Auswirkungen 
auf die psychische Gesundheit von Kindern als Folge der 
Beteiligung an Rechtsstreitigkeiten.

Das weltweite Forschungsprojekt Advancing Child Rights 
Strategic Litigation (Förderung strategischer Prozessführung 
für Kinderrechte) hat zu dieser Problematik wichtige 
Grundsätze aufgestellt.75 Drei Jahre lang wurde untersucht, 
wie Gerichtsverfahren genutzt wurden, um die Rechte von 
Kindern zu wahren. Daraufhin wurde ein Modell für die 
strategische Prozessführung entwickelt, das die Rechte der 
Kinder respektiert.76 Zu den Schlüsselprinzipien gehört, 
zu gewährleisten, dass die juristische Arbeit stets im besten 
Interesse der Kinder erfolgt, dass diese in die Terminplanung 
und die Beilegung der Streitsache einbezogen werden und 
dass sie jederzeit frei entscheiden können, sich aus dem 
Verfahren zurückzuziehen.77 Nach Verfahrensabschluss ist 
es notwendig, die beteiligten Kinder weiterhin zu begleiten, 
sie über die weiteren Entwicklungen zu informieren 
und sie in Folgeaktivitäten zu Urteilen, Beschlüssen und 
Entscheidungen einzubinden.78 

https://en.wikipedia.org/wiki/Brigid_Arthur#Litigation_guardian
https://en.wikipedia.org/wiki/Brigid_Arthur#Litigation_guardian
https://www.acrisl.org
https://www.acrisl.org
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Junge Aktivistinnen und Aktivisten in Bewegung, Do-Hyun Kim u. a. gegen 
Südkorea

4. Fallstudien von Klimaprozessen und 
rechtliche Schritte 

Dieses Kapitel geht auf drei Fallstudien ein, die verschiedene Arten von Klimarechtsfällen aus der ganzen Welt repräsentieren. 
Im Umgang mit unterschiedlichen Rechtsordnungen, Falltheorien und Lösungen zeigen diese Fälle beispielhaft, wie junge 
Menschen das Recht schlagkräftig nutzen, um den Klimawandel zu bekämpfen und Regierungen und Finanzinstitutionen zur 
Rechenschaft zu ziehen.

4.1. Do-Hyun Kim u. a. gegen Südkorea
Im März 2020 reichten 19 südkoreanische Jugendaktivistinnen 
und -aktivisten eine Verfassungsklage gegen die Regierung 
ein, in der sie argumentierten, das Rahmengesetz von 2010 
über CO₂-armes und grünes Wachstum begegne dem 
Klimawandel nicht in angemessener Weise und verletze ihre 
in der südkoreanischen Verfassung verankerten Grundrechte. 
Sie beanstandeten insbesondere, dass die unzureichenden 
Treibhausgasreduktionsziele ihr Recht auf eine gesunde 
Umwelt (Artikel 35) und das Recht auf Leben gefährdeten und 
der Verpflichtung des Staates, Katastrophen zu verhindern, 
nicht nachkämen. Die jungen Aktivistinnen und Aktivisten 
erklärten, das Ziel der Regierung für 2030 – die Emissionen 
im Vergleich zu 2017 um 24 Prozent zu senken – reiche 
nicht aus, um internationale Klimastandards zu erfüllen, und 
stelle für künftige Generationen eine unverhältnismäßige 
Belastung dar.

Während des vierjährigen Gerichtsverfahrens 
untermauerten die Klagenden ihr Anliegen mit Beweisen, 
darunter internationale klimawissenschaftliche Erkenntnisse 
und Beispiele für schwere Klimaauswirkungen in Südkorea. 
Der Staat habe es versäumt, seinen verfassungsmäßigen 
Pflichten nachzukommen, so die Klagenden. Er habe weder 
angemessene und wirksame Klimagesetze erlassen noch für 
einen rechtlich bindenden Rahmen für die Senkung von 
Treibhausgasemissionen für die Zeit von 2031 bis 2049 
gesorgt.

Am 29. August 2024 erließ das Verfassungsgericht ein 
historisches Urteil. Es befand einstimmig, dass Artikel 8 
Absatz 1 des Rahmengesetzes von 2021 über Klimaneutralität 
und grünes Wachstum das Recht auf eine gesunde Umwelt 
verletze, weil keine Reduktionsziele oder -pläne für die Zeit 
nach 2030 festgelegt worden sind, wodurch notwendige 
Klimaschutzmaßnahmen verzögert würden. Da   s Gericht wies 
die Nationalversammlung an, das Gesetz bis zum 28. Februar 
2026 zu ändern. Das Urteil legte auch wichtige Grundsätze 
für die Klimagesetzgebung fest: Staatliche Maßnahmen 
müssen demnach im Einklang mit einem fairen Anteil 
Südkoreas an den globalen Anstrengungen stehen, eine 
übermäßige Belastung für künftige Generationen vermeiden 
und auf einem soliden Rechtsrahmen beruhen, der die stetige 
Emissionsminderung gewährleistet.

Außerdem kritisierte das Gericht den Plan der Regierung 
zur CO₂-Neutralität 2030 und wies auf Unstimmigkeiten 
in der Reduktionsmethodik hin, bei der für das Zieljahr die 
Nettoemissionen, für das Basisjahr jedoch die Bruttoemissionen 
berücksichtigt wurden. Dieses Urteil markiert einen 
bedeutenden Moment in der Klimaprozessführung in Asien, 
da das Gericht die verfassungsmäßige Verpflichtung des 
Staates, den Klimawandel abzuschwächen und entsprechende 
Anpassungen festzulegen, formell anerkannte. Es betonte 
auch die Notwendigkeit gesetzgeberischer Maßnahmen 
zum Schutz heutiger und künftiger Generationen und schuf 
damit einen Präzedenzfall für eine ehrgeizigere Klimapolitik 
in Südkorea.

4.2. McVeigh v. Retail Employees 
Superannuation Trust (REST)
Der Fall McVeigh v. REST ist ein ideales Beispiel für 
einen Klimaprozess, der sich gegen ein Finanzinstitut 
richtet. Im Juli 2018 reichte Mark McVeigh, Mitglied des 
australischen Pensionsfonds REST, vor dem australischen 
Bundesgericht eine Klage ein. Er führte an, REST habe 
gegen das Unternehmensgesetz von 2001 verstoßen, 
indem er weder angemessene Informationen über die 
Risiken des Klimawandels noch seine Strategien zu deren 
Bewältigung offengelegt habe. McVeigh behauptete weiter, 
der Pensionsfonds habe gegen den Superannuation Industry 
(Supervision) Act 1993 (Pensionsfondsaufsichtsgesetz, SIS Act) 
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verstoßen, der die Fondsverantwortlichen dazu verpflichtet, 
sorgfältig, gründlich und gewissenhaft im besten Interesse der 
Begünstigten zu handeln. Er argumentierte, ein umsichtiges 
Management hätte eine Klimarisikoanalyse beinhalten 
müssen, die sich an globalen Standards wie demjenigen der 
Task Force für klimabezogene Finanzinformationen (Task 
Force on Climate-Related Financial Disclosures, TCFD) 
orientiert hätte. 

McVeigh erhob Feststellungs- und Unterlassungsklage. 
Er erklärte, er habe Anspruch auf Informationen, um 
in Bezug auf die Finanzverwaltung des Fonds fundierte 
Entscheidungen treffen zu können. Das Gericht anerkannte, 
dass mit dieser Untersuchung über den Umgang des 
Pensionsfondsmanagements mit Klimarisiken eine Frage von 
großem öffentlichem Interesse aufgeworfen werde.

Im November 2020 erzielten die Parteien kurz vor 
dem Prozess einen wegweisenden Vergleich. Der REST-
Pensionsfonds räumte ein, dass der Klimawandel erhebliche 
finanzielle Risiken mit sich bringt, und verpflichtete sich zu 
einer Reihe von Maßnahmen. Dazu gehörten die Zielsetzung 
einer Netto-Null-CO₂-Bilanz bis 2050, die Integration 
einer TCFD-konformen Berichterstattung sowie die 
Gewährleistung, dass die Unternehmen, in die investiert 
wird, klimabezogene Risiken offenlegen. Der Fonds erklärte 
sich außerdem bereit, für mehr Transparenz zu sorgen und 
die Portfoliobestände öffentlich bekanntzugeben.

Dieser Fall stellt einen wichtigen Präzedenzfall für 
Finanzinstitute dar. Er zeigt auf, dass klimabedingte Risiken 
wesentliche finanzielle Risiken sind und im Rahmen 
der treuhänderischen Pflichten vom Fondsmanagement 
berücksichtigt werden müssen. Der Vergleich betont 
die wachsende Aufmerksamkeit für die Klimastrategien 
institutioneller Anleger und das Potenzial von 
Gerichtsverfahren zugunsten von Rechenschaftspflichten 
und systemischen Veränderungen in der finanziellen 
Unternehmensführung. Wichtig ist auch zu bemerken, dass 
die Klage das gewünschte Ergebnis erzielte, ohne dass es 
zu einem Gerichtsverfahren kam, was erkennen lässt, dass 
strategische Klageführung das Verhalten von Unternehmen 
auch ohne einen Sieg vor Gericht wirksam verändern kann.

4.3. Held v. Montana
Held v. Montana war ein bahnbrechender Fall, in dem eine 
Gruppe von 16 jungen Klagenden den Staat Montana mit dem 
Argument verklagten, das Begünstigen fossiler Brennstoffe 
verletze ihre verfassungsmäßigen Rechte auf eine saubere und 
gesunde Umwelt. Die Klägerinnen und Kläger behaupteten, 
die Energiepolitik des Staates verschärfe den Klimawandel 
und gefährde ihre Zukunft. Nach einer siebentägigen 
Verhandlung im Juni 2023 urteilte ein Gericht in Montana 
im August 2023 zugunsten der Jugendlichen und stellte fest, 
dass die Politik des Bundesstaates zum Klimawandel beiträgt 
und somit die in der Verfassung von Montana verankerten 
Rechte der Klagenden verletzt. Dies war der erste Fall, in dem 
ein US-Gericht nach einem Prozess urteilte, eine Regierung 
sei verfassungsrechtlich verpflichtet, die Bürgerinnen und 

Bürger vor den Folgen des Klimawandels zu schützen.

Für den Bereich der Klimaprozesse ist der Fall Held v. 
Montana ein historischer Sieg, da es sich um das erste Urteil 
eines US-Gerichts handelt, das bundesstaatliche Gesetze für 
verfassungswidrig erklärt, weil sie die in der Verfassung des 
Staates verankerten Rechte auf eine saubere und gesunde 
Umwelt verletzen. Die Klage war am 13. März 2020 von 
16 Kindern und Jugendlichen aus Montana im Alter von 2 bis 
18 Jahren eingereicht worden. Die Klägerinnen und Kläger 
argumentierten, dass die staatliche Politik, insbesondere die 
MEPA-Limitation, ein Gesetz, das es staatlichen Behörden 
untersagt, in ihren Umweltprüfungsverfahren gemäß 
dem Montana Environmental Policy Act Umweltgesetz 
von Montana, MEPA) Treibhausgasemissionen und 
Auswirkungen des Klimawandels zu berücksichtigen, was 
den Klimawandel verschärfe und die verfassungsmäßigen 
Rechte der Klagenden verletze. Im August 2023 entschied 
Richterin Kathy Seeley vom Montana First Judicial District 
Court (Erstes Bezirksgericht von Montana), die MEPA-
Limitation schränke die Umweltprüfungen rechtswidrig 
ein und trage dadurch erheblich zu den Klimaschäden bei. 
Das Gericht wies auf den wissenschaftlichen Konsens über 
den anthropogenen Klimawandel hin und machte auf die 
spezifischen, akuten Schäden aufmerksam, die die Kinder 
erlitten haben, einschließlich der physischen, psychischen 
und kulturellen Auswirkungen. Insbesondere erkannte 
das Gericht die Klimaangst als legitime Schädigung an. Es 
kam zum Schluss, dass die Treibhausgasemissionen von 
Montana erheblich seien und in kausalem Zusammenhang 
mit den Verletzungen der Klägerinnen und Kläger stünden. 
Entscheidend war dabei, dass sie sich auf die Bestimmung 
in der Verfassung des Staates Montana beriefen, welche 
  Umweltrechte garantiert. Dieser Fall stellt beispielhaft dar, 
dass Verfassungsklagen, die in einem einzelnen Bundesstaat 
eingereicht werden und nicht auf die Schaffung von 
übergeordnetem Bundesrecht angewiesen sind, das Potenzial 
haben, die Klimarechenschaftspflicht voranzubringen. Das 
Urteil erlaubt es den staatlichen Stellen, die Auswirkungen 
von Treibhausgasemissionen bei Projektbewertungen zu 
berücksichtigen, und verlangt dies in bestimmten Fällen sogar, 
doch schreibt es keine spezifischen Minderungsmaßnahmen 
vor, was dem Gesetzgeber zusätzlichen Ermessensspielraum 
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eröffnet und Möglichkeiten für künftige Klagen 
bietet. Das Urteil macht jedoch auch deutlich, dass die 
Treibhausgasemissionen in der Erdatmosphäre bereits ein 
verfassungswidriges Ausmaß erreicht haben, und dass jede 
zusätzliche Tonne Klimabelastung die Schädigungen der 
Klagenden verschlimmert und ihr verfassungsmäßiges Recht 
zusätzlich verletzt. Zu den Folgen dieses Urteils gehört, 
dass der Bundesstaat Montana nichts tun darf, was die 
Treibhausgasemissionen weiter erhöhen würde. Vielmehr 
muss er die Dekarbonisierung seines Energiesektors einleiten, 
was das Gericht im Sinne der Klägerinnen und Kläger als 
technisch und wirtschaftlich machbar bescheinigt hat.

Der Staat Montana legte Berufung ein, worauf der 
Oberste Gerichtshof von Montana das Urteil von Richterin 
Seeley im Dezember 2024 in vollem Umfang bestätigte. Er 
hielt fest, die Verfassung von Montana schütze das Recht 
auf ein stabiles Klimasystem (und wurde damit nach Hawaii 
der zweite Oberste Gerichtshof eines Bundesstaates, der 
ein solches Recht proklamiert hat). Das Argument des 
Staates, die Emissionen Montanas seien unbedeutend, 
wurden vom Obersten Gerichtshof zurückgewiesen. Er 
entschied, Montana sei unabhängig vom Verhalten anderer 
Regierungen verfassungsrechtlich dazu verpflichtet, seine 
Treibhausgasemissionen zum Schutz der Kinder und 
Jugendlichen in Montana zu reduzieren.

Abgesehen von seiner rechtlichen Bedeutung zeugt Held 
v. Montana vom Mut und von der Resilienz der jungen 
Menschen bei der Forderung nach Klimaschutzmaßnahmen. 
Der Fall weist auf eine zunehmende Offenheit der 
Justiz für wissenschaftlich begründete Klimaklagen hin 
und regt an, in Rechtsordnungen mit vergleichbaren 
Verfassungsbestimmungen ähnliche Schritte anzustrengen.

4.4. Einleitung von rechtlichen Schritten
Strategische Klageführung ist eine von mehreren 
Möglichkeiten, wie sich Einzelpersonen und Gruppen für 
Klimagerechtigkeit einsetzen und auf den Klimanotstand 
reagieren können. In ihrer Art und ihrer Form unterscheiden 
sich Klimaprozesse stark, doch gibt es grundsätzliche Schritte, 
die Einzelpersonen ohne juristische Ausbildung vornehmen 

können, wenn sie eine Klimaklage einreichen möchten. Das 
folgende Flussdiagramm zeigt vier Schritte auf:

Schritt 1:Schritt 1:
Die rechtlichen Grundlagen und die 
Prozessvoraussetzungen verstehen
•	 Klären Sie ab, wie die Regierung oder das 

Unternehmen zum Klimawandel beigetragen 
hat, und stellen Sie fest, ob Sie direkt betroffen, 
respektive parteifähig sind.

•	  Arbeiten Sie sich in ähnliche Fälle ein, um die 
rechtlichen Argumente und Präzedenzfälle zu 
verstehen.

Schritt 2:Schritt 2:
Ein starkes Unterstützungs-Netzwerk aufbauen
•	 Arbeiten Sie mit erfahrenen Rechtsanwältinnen 

und -anwälten, NGOs und Advocacy-Gruppen 
zusammen, die auf klimarelevante Rechtsfragen 
oder das öffentliche Interesse spezialisiert sind.

•	 Binden sie Klimawissenschaftlerinnen und 
-wissenschaftler, Ökonominnen und Ökonomen 
sowie andere Fachpersonen ein, um Ihren Fall 
beweiskräftig zu dokumentieren.

Schritt 3:Schritt 3:
Beweise sammeln und sich vorbereiten
•	 Stellen Sie Nachweise für die Schäden zusammen, 

die vom Klimawandel verursacht wurden, und 
zeigen Sie den kausalen Zusammenhang zwischen 
dem Verhalten bzw. Unterlassen des Beschuldigten 
und diesen Schäden auf.

•	 Stützen Sie sich auf glaubwürdige wissenschaftliche 
Daten und definieren Sie Ihre Ziele klar (z. B. 
politische Maßnahmen, finanzielle Kompensation 
oder Emissionsminderung).

Schritt 4:Schritt 4:
Die Öffentlichkeit einbinden und den 
Prozessverlauf vorbereiten
•	 Lancieren Sie Kampagnen oder Medienarbeit, um 

die Öffentlichkeit auf Ihren Fall aufmerksam zu 
machen und Unterstützung zu erhalten.

•	 Machen Sie sich mit dem Rechtsverfahren, der 
Rechtsordnung und den zu erwartenden zeitlichen 
Abläufen vertraut und bereiten Sie sich auf eine 
mögliche Berufung vor.

Navahani v. Hawaii DOT
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5. Die strategische Bedeutung von 
Klimaklagen mit Fokus auf Finanzakteure

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Strategische Klimaprozesse gegen Finanzakteure können Finanzströme an die fossile 

Industrie reduzieren, was den Abbau und den Verbrauch fossiler Brennstoffe verringert und 
Treibhausgasemissionen senkt.

•	Klimaprozesse, bei denen Finanzakteure zur Verantwortung gezogen werden, haben das Potenzial, 
den Kreislauf zu unterbrechen und verbindliche Ergebnisse zu sichern, die derzeit durch Initiativen zur 
freiwilligen Emissionsreduktion nicht erreicht werden können.

•	Erfolgreiche Klimaklagen gegen Finanzinstitute können in den stark vernetzten Finanzstrukturen 
Veränderungen auf Systemebene herbeiführen und dadurch gegenüber zahlreichen in der Branche 
der fossilen Energien tätige Unternehmen in die Offensive gehen. 

•	Gegen Finanzakteure gerichtete Klimaklagen sind eine neue Kategorie von Gerichtsverfahren, die 
bisher ungenutzte Möglichkeiten für Appelle an die Rechenschaftspflicht im Klimabereich bieten.

•	Die Ermittlung von „finanzierten Emissionen“ der Finanzakteure ist eine hilfreiche Methode, um ihren 
Beitrag zum Klimanotstand zu verstehen und Zielsetzungen für Klimaklagen zu entwickeln.

5.1. Auf die Theorie des Wandels gestützte 
Klagen gegen Finanzakteure 
Wie alle Formen der strategischen Prozessführung sind auch 
die strategischen Klimaklagen effektiver, wenn sie auf einer 
Theorie des Wandels beruhen.79 Diese beschreibt, wie eine 
gewisse Intervention oder eine Reihe von Aktivitäten auf 
der Grundlage von Belegen eine bestimmte Veränderung 
herbeiführen soll. In diesem Kapitel erklären wir die in diesen 
Leitlinien angewandte Theorie des Wandels und besprechen 
die Bedeutung des Einsatzes strategischer Klimaprozesse, 
um Finanzinstitutionen zur Rechenschaft zu ziehen. Für 
die Zwecke dieser Leitlinien lautet die grundsätzliche 
Theorie des Wandels, dass strategische Klimaprozesse 
das Ausmaß reduzieren können, in dem Finanzakteure 
Unternehmen finanzieren, die fossile Brennstoffe abbauen. 
Wenn dies geschieht, werden der Nettoabbau und der 
Verbrauch fossiler Brennstoffe zurückgehen und die globalen 
Treibhausgasemissionen sinken, was wiederum die Schäden 
verringert, die der Klimawandel den Menschen in naher und 
ferner Zukunft zufügen wird.

Diese Theorie des Wandels besagt, dass der Klimawandel 
in erster Linie ein Problem der fossilen Brennstoffe ist (siehe 
Kapitel 2). Wir beschreiben, wie strategische Klimaprozesse 
dazu genutzt werden können, das Ausmaß zu verringern, in 
dem Finanzakteure fossile Brennstoffindustrien finanzieren. 

Trifft dies ein, könnten fossile Brennstoffe im Vergleich 
zu Technologien für erneuerbare Energien preislich an 
Attraktivität einbüßen und somit Marktanteile verlieren.80 
Derartige Veränderungen würden den Wert von Investitionen 
und Unternehmen des Sektors der fossilen Brennstoffe 
verringern, die Energiewende beschleunigen und den 
Fortschritt in Richtung Netto-Null fördern.81 

Diese Theorie des Wandels, die sich in erster Linie auf 
die Finanzakteure konzentriert, ist aus drei wesentlichen 
Gründen wichtig.

Erstens: Gäbe es keine Klimaprozesse, würden 
die Finanzakteure vermutlich so weitermachen wie 
bisher. Die Finanzinstitute gehen bereits heute viele 
freiwillige Verpflichtungen ein, um ihre Aktivitäten an 
Nachhaltigkeitszielen auszurichten, beispielsweise das 
Erreichen von Netto-Null-Emissionen.82 Empirische Daten 
belegen jedoch, dass solche freiwilligen Verpflichtungen 
das Verhalten der Finanzakteure nicht wesentlich verändert 
haben.83 Dies stellt ein erhebliches Problem dar, denn die 
Finanzakteure stellen weiterhin Billionen von Dollar für 
die fossile Brennstoffindustrie bereit.84 Die fortlaufende 
Finanzierung der fossilen Industrie ermöglicht die fortgesetzte 
Förderung nicht erneuerbarer Brennstoffe und verlängert 
die Nutzungsdauer dieser Anlagen. Daraus ergibt sich, dass 
fossile Brennstoffe preislich mit billigeren und saubereren 
Energiequellen wie Wind und Sonne konkurrieren können. 
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Zusammengefasst gesagt verzögert die Finanzierung der 
fossilen Energiewirtschaft durch die Finanzakteure die 
Energiewende und verschlimmert den Klimawandel erheblich. 
Die relative Untätigkeit der Finanzinstitute in Bezug auf 
den Klimawandel ist besonders problematisch, wenn ihre 
Ankündigung freiwilliger Verpflichtungen den Erlass 
staatlicher Vorschriften verzögert85 und sie daraufhin ihre 
Nachhaltigkeitsziele wieder aufweichen oder gar aufgeben.86 
Folglich können strategische Klimaprozesse als eine Form 
der regulatorischen Eingriffe87 womöglich den Leerlauf 
unterbrechen und das Ausmaß, in dem Finanzakteure die 
im Sektor der fossilen Brennstoffe tätigen Unternehmen 
finanzieren, nachhaltig verringern.

Zweitens: Der Einsatz strategischer Klimaprozesse zum 
Zweck, Finanzakteure zur Verantwortung zu ziehen, hat das 
Potenzial, Veränderungen im System herbeizuführen. Der 
Finanzsektor ist stark vernetzt, und einige große Finanzakteure 
haben zahlreiche Unternehmenskunden aus dem Bereich 
der fossilen Brennstoffe. Daher könnte ein erfolgreicher 
  Klimaprozess eine große Anzahl solcher Unternehmen 
in Schwierigkeiten bringen und den finanziellen Wert 
ihrer Produkte und Vermögenswerte herabsetzen. Anders 
ausgedrückt könnte eine gezielte Rechtsetzung, die die 
Kosten der Geschäftstätigkeit für Unternehmen im Sektor 
der fossilen Brennstoffe anhöbe, auf Systemebene erhebliche 
Folgewirkungen haben, indem beispielsweise Technologien 
für erneuerbare Energien billiger würden als fossile 
Brennstoffe.88 Dementsprechend bietet die Konzentration 
auf Finanzakteure die seltene Gelegenheit, Auswirkungen auf 
der Systemebene auszulösen, die durch die Ausrichtung auf 

einzelne Unternehmen der fossilen Industrie nicht realisierbar 
wären.

Drittens: In der Vergangenheit wurde die Verantwortung 
der Finanzakteure für die Klimakatastrophe im Vergleich zur 
Verantwortung der Unternehmen, die im Sektor der fossilen 
Brennstoffe arbeiten, zu wenig unter die Lupe genommen. 
Dies ändert sich nun nach und nach,89 und es gibt immer 
mehr rechtliche Möglichkeiten, die Finanzakteure zur 
Rechenschaft zu ziehen.

Die gegenwärtigen Emissionsentwicklungen der 
Finanzakteure mögen düster erscheinen, aber es gibt ein 
Potenzial für Veränderungen. Strategische Klimaklagen 
können als treibende Kraft für Veränderungen dienen 
und Finanzinstitute dazu veranlassen, ihre Rolle und 
Verantwortung neu zu bewerten. Dies entspricht dem 
biblischen Glauben an die mögliche Vergebung, bei der 
Personen und Organisationen für vergangene Handlungen 
Wiedergutmachung leisten und zu einer nachhaltigeren und 
gerechteren Zukunft beitragen können: siehe 2. Chronik 
7,14.
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5.2 Durch finanzierte Emissionen tragen 
Finanzakteure zum Klimawandel bei

„Wer im Geringsten treu ist, der ist auch im Großen 
treu; und wer im Geringsten ungerecht ist, der ist auch 
im Großen ungerecht.“ (Lukas 16,10)

In diesem Bibelwort wird betont, wie wichtig es ist, bei allen 
Handlungen, seien sie noch so klein, verantwortungsvoll zu 
sein. Um Finanzakteure für ihren Beitrag zum Klimawandel 
und die daraus resultierenden Klimaschäden zur Rechenschaft 
zu ziehen, ist es hilfreich zu verstehen, wie genau diese 
Unternehmen zur Klimakrise beitragen. Ein Weg dahin 
ist die Berechnung der Emissionen, die das Unternehmen 
mitfinanziert.90 Finanzierte Emissionen sind indirekte, 
sogenannte „Scope-3-Emissionen“ im Zusammenhang mit 
den Investitionen eines Unternehmens. Die finanzierten 
Emissionen sind um ein Vielfaches höher als die Emissionen 
aus dem Betrieb einer Finanzorganisation. Aus diesem Grund 
ist die Höhe der finanzierten Emissionen ein sicherer Beleg, 
der zum Ausgangspunkt für rechtliche Schritte werden kann.91 

Ein weiteres Kriterium, mit dem der Beitrag eines 
Finanzinstituts zum Klimawandel bewertet werden kann, 
ist die Berechnung der wirtschaftlichen Emissionsintensität. 
Diese lässt sich berechnen, indem man die finanzierten 
Emissionen eines Unternehmens durch sein verwaltetes 
Vermögen teilt.92 Wenn wir besser verstehen, wie die 
Finanzakteure zum Klimanotstand beitragen, können auch 
die Bemühungen um eine stärkere Rechenschaftspflicht 
gezielter und effizienter eingesetzt, und strategische Ziele für 
Gerichtsverfahren festgelegt werden.
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6. Wie Finanzakteure durch 
klimabezogene rechtliche Mittel zur 

Verantwortung gezogen werden können

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Klimaprozesse, die sich auf Finanzakteure konzentrieren, unterscheiden sich in Bezug auf Risiko, Ziele 

und Ressourcen, wobei einige Fälle auf einen umfassenderen Systemwandel abzielen.

•	Zu den rechtlichen Strategien, um Finanzinstitute für die Finanzierung CO₂-intensiver Industrien zur 
Verantwortung zu ziehen, gehören Klagen im Bereich des Haftpflichtrechts, des öffentlichen und des 
Verwaltungsrechts.

•	Aufsehenerregende Fälle wie Milieudefensie v. ING Group and ING Bank und McVeigh v. REST sind 
Präzedenzfälle mit Blick auf die Rechenschaftspflicht bei unzureichenden Klimaschutzmaßnahmen.

•	Aufkommende Bereiche wie der Vorwurf des Greenwashing oder Aktionärsaktivismus sind weitere 
Vorgehensweisen, um Finanzakteure zu belangen.

•	Internationale Gerichte – wie der Internationale Gerichtshof (IGH), der Interamerikanische 
Gerichtshof für Menschenrechte (IACtHR) und der Internationale Seegerichtshof (ISGH) – klären die 
Klimaverpflichtungen von Staaten und Unternehmen und lenken so künftige Klimaschutzbemühungen.

•	Entwicklungen wie die Allgemeine Bemerkung Nr. 26 des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes 
stärken die rechtliche Grundlage für Klimaprozesse und geben Grund zur Hoffnung.

6.1. Verschiedene Arten von Klimaklagen – 
unterschiedliche Risikoprofile
Wie die folgende Bewertung aufzeigt, gibt es zahlreiche 
Formen von Klimaverfahren. Zu den Schlüsselvariablen 
gehören die Prozessparteien, deren Ziele, die Gerichtsbarkeit, 
der einschlägige Rechtsrahmen, der Klagegrund bzw. 
die Klagegründe und die formulierten Forderungen. Die 
Fälle unterscheiden sich auch darin, ob sie strategisch 
sind, also inwieweit sie darauf abzielen, eine Veränderung 
herbeizuführen, die über die unmittelbaren Interessen der 
Klägerin oder des Klägers und die ihr oder ihm zur Verfügung 
stehenden rechtlichen Mittel hinausgeht.93 

Darüber hinaus unterscheiden sich die Fälle in Bezug 
auf die für ihre Durchführung nötigen Ressourcen – 
einschließlich Finanzierung, Zeit und Fachwissen. 
Die Nutzung der neuesten klimawissenschaftlichen 
Erkenntnisse zur Entwicklung neuartiger Verursachungs- 
und Zurechnungsansprüche im Haftpflichtrecht in einem 
Land des globalen Nordens erfordert beispielsweise erheblich 
umfangreichere Ressourcen als die Einreichung einer 
Beschwerde gegen ein multinationales Unternehmen bei 

einer Nationalen Kontaktstelle (NKS) der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). 
Der jeweilige Nutzen ist von Fall zu Fall sehr unterschiedlich, 
was für zivilgesellschaftliche Gruppen und andere potenzielle 
Klageparteien, die klimarelevante rechtliche Strategien in 
Erwägung ziehen, ein Dilemma darstellt.

Klimafälle haben daher unterschiedliche Risikoprofile: 
Die Wahrscheinlichkeit, das gewünschte Ziel, respektive die 
gewünschten Ziele, durch ein Gerichtsverfahren zu erreichen, 
ist je nach Streitsache unterschiedlich. Bei gut konzipierten 
Klagen ist dieses Risiko jedoch in der Regel mit einem 
höheren erwarteten Nutzen verbunden, vergleichbar mit 
Beispielen im Finanzmarkt. Die Kehrseite der Medaille ist, dass 
Klimaprozesse auch verschiedene Risiken von Rückschlägen 
mit sich bringen: unbeabsichtigte negative Folgen, die den 
Zielen der Klage zuwiderlaufen.94 Diese Risiken betreffen 
nicht nur die rechtliche Ebene. Vielmehr sind sie oft politischer 
oder sozialer Natur oder können rufschädigend sein. Solche 
Risiken vor der Einreichung der Klage einzuschätzen, erweist 
sich als schwierig. Jeder Klimaprozess birgt deshalb nicht 
nur das Risiko, dass er die gesetzten Ziele nicht erreicht, 
sondern auch die Gefahr, Rückschläge einstecken zu müssen. 

https://www.ohchr.org/en/documents/general-comments-and-recommendations/crccgc26-general-comment-no-26-2023-childrens-rights
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Dementsprechend müssen diese Risiken berücksichtigt 
und bewertet werden, wenn es darum geht, klimabezogene 
rechtliche Strategien zum Schutz von Kindern zu erforschen 
und Finanzinstitutionen für ihren Beitrag zu Klimaschäden 
zur Verantwortung zu ziehen. Dies geschieht vorzugsweise in 
Zusammenarbeit mit Rechtsexpertinnen und -experten, die 
Erfahrung mit Klimaklagen haben und über die Risiken und 
Chancen je nach Fallstrategie aufklären können.

Allgemein führen rechtliche Strategien, die geringe 
Ressourcen erfordern, sich auf bestehende Rechtsgrundsätze 
stützen und kein großes Aufsehen erregen,    am seltensten zu 
Rückschlägen. Darüber hinaus können die Konzentration 
auf bestehende, in der jeweiligen Rechtskultur gut verankerte 
Rechtssätze, sowie die Verwendung breit akzeptierter 
Formen von Beweisen und Argumenten mit dem Erfolg im 
Gerichtssaal in Verbindung gebracht werden.95 

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass ein Erfolg vor 
Gericht nicht das einzige Resultat ist, wie die Auswirkungen 
einer Klimaklage verstanden werden können oder sollten. 
Die Art und Weise, wie ein Klimafall dargestellt wird, also 
das um ihn herum aufgebaute Narrativ, sowie die Intensität, 
wie er den sozialen und politischen Diskurs beeinflusst, 
sind oft von großer Bedeutung.96 So kann ein verlorener 
öffentlichkeitswirksamer Fall immer noch ein strategischer 
Gewinn sein, weil er ein besonders günstiges Narrativ über 
den Klimawandel und das Bewusstsein über die moralischen 
Verpflichtungen derjenigen, die am meisten dazu beitragen, 
fördert.97 

6.2. Parteien in Klimaverfahren mit 
Finanzakteuren
Es gibt ein breites Spektrum an potenziellen Beklagten für 
Rechtsstreitigkeiten, die sich gegen Finanzakteure richten. 
Geschäfts- und Investmentbanken, die Unternehmen 
der fossilen Brennstoffindustrie finanzieren, sind in 
zahlreichen Rechtsordnungen bereits Gegenstand von 
Gerichtsverfahren. In der Rechtssache Milieudefensie v. 
ING Group and ING Bank aus dem Jahr 2024 wurde 
beispielsweise die niederländische ING Bank wegen 
unzureichender Klimaschutzmaßnahmen verklagt. Ein 
Vorwurf war das Fehlen eines Plans zur Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen in Bezug auf Scope-3-Emissionen, 
respektive finanzierte Emissionen.98

Auch Vermögensverwaltungen und Pensionsfonds 
sind in Verfahren verwickelt, weil ihnen vorgehalten wird, 
bei ihren Investitionen in CO₂-intensive Industrien die 
Klimarisiken nicht zu berücksichtigen. Der australische 
Fall McVeigh v. REST wurde mit der Absicht angestrengt, 
den Pensionsfonds REST für die Verletzung seiner 
treuhänderischen Pflichten zur Rechenschaft zu ziehen, 
da er weder relevante Risiken im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel offenlegte, noch Pläne zur Bewältigung dieser 
Risiken entwickelt hatte. Dieser Fall wurde zu Gunsten des 
Klägers entschieden.

Weiter werden Fälle eingereicht, die sich gegen 
Exportkreditagenturen richten, wie z. B. Friends of the 
Earth v. UK Export Finance, in dem die Entscheidung der 
britischen Exportkreditagentur angefochten wurde, ein 
Projekt für Flüssigerdgas in Mosambik mit einer Milliarde 
US-Dollar zu finanzieren.

Auch Klagen gegen multilaterale Entwicklungsbanken 
sind möglich, wie in der Rechtssache ClientEarth 
gegen die Europäische Investitionsbank (EIB), in der 
ClientEarth erfolgreich argumentierte, die EIB habe bei der 
Finanzierung einer Biomasseanlage kein ordnungsgemäßes 
Umweltprüfungsverfahren durchgeführt. Da wir uns 
in einem neu entstehenden Rechtsgebiet bewegen, 
werden wir in Zukunft wahrscheinlich Fälle sehen, 
die sich gegen weitere Einrichtungen richten, wie 
Versicherungen, Ratingagenturen, Zentralbanken, 
Finanzaufsichtsbehörden, Private-Equity- und 
Risikokapitalgesellschaften, große institutionelle 
Anleger und Staatsfonds.

In Fällen, die sich gegen Finanzakteure richten, 
unterscheiden sich die Kläger je nach Sachverhalt. Es kann sich 
um Einzelpersonen handeln, aber auch um Gemeinschaften, 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), NGO-Koalitionen, 
Verbraucherinnen und Verbraucher, Aktionärinnen und 
Aktionäre, betroffene Begünstigte, Glaubensgemeinschaften, 
Regierungen oder andere Unternehmen. 

6.3. Klimabezogene Rechtsstrategien im 
Inland

6.3.1. Öffentliches Recht

Menschenrechtsansprüche

Die Bibel lehrt uns, wie wichtig es ist, gerecht zu handeln und 
die Schwächsten zu schützen:

„Es ist dir gesagt, Mensch, was gut ist und was der Herr 
von dir fordert: nichts als Gottes Wort halten und Liebe 
üben und demütig sein vor deinem Gott.“ (Micha 6,8)

„Und der König wird antworten und zu ihnen sagen: 
Wahrlich, ich sage euch: Was ihr getan habt einem von 
diesen meinen geringsten Brüdern, das habt ihr mir 
getan.“ (Matthäus 25,40)

Solche Lehren stärken das moralische und theologische 
Argument, dass unzureichende Klimaschutzmaßnahmen 
eine Menschenrechtsverletzung darstellen. Rechtlich gesehen 
geht es bei Menschenrechtsklagen im Zusammenhang mit 
Klimaprozessen um Handlungen (oder deren Unterlassung), 
durch die Regierungen oder Unternehmen gegen 
grundlegende Menschenrechte verstoßen (haben), die durch 
nationale Gesetze, die Verfassung oder internationale Verträge 
geschützt sind. Dies ist die am weitesten verbreitete Art von 
Klimaprozessen, wobei Berichten zufolge in den letzten 
Jahren eine „Wende zum Recht“ bei Klimaangelegenheiten 

https://www.climatecasechart.com/document/milieudefensie-v-ing-group-and-ing-bank_bc48
https://www.climatecasechart.com/document/milieudefensie-v-ing-group-and-ing-bank_bc48
https://www.climatecasechart.com/document/mcveigh-v-retail-employees-superannuation-trust_e138
https://www.climatecasechart.com/document/friends-of-the-earth-v-uk-export-finance_6030
https://www.climatecasechart.com/document/friends-of-the-earth-v-uk-export-finance_6030
https://www.climatecasechart.com/document/clientearth-v-european-investment-bank_812b
https://www.climatecasechart.com/document/clientearth-v-european-investment-bank_812b
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stattfand.99 In diesen Fällen wird beklagt, dass eine 
unangemessene Klimapolitik oder das Versäumnis, den 
Klimawandel zu bekämpfen, Rechte wie das Recht auf 
Leben, Gesundheit, Privat- und Familienleben und das Recht 
auf eine saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt verletzen.100 
Ebenso können Menschenrechtsklagen auf der Grundlage 
erhoben werden, dass Kinder und junge Erwachsene in 
diskriminierender Weise und zu Unrecht unter den Schäden 
des Klimawandels leiden.101 Politische Maßnahmen, die durch 
unzureichende Abmilderungs- oder Anpassungsmaßnahmen 
den Klimawandel nicht angemessen angehen, könnten einen 
Verstoß gegen das in vielen Rechtssystemen bestehende 
Diskriminierungsverbot darstellen, was Jugendlichen eine 
Gelegenheit bietet, Klimaprozesse zu führen.102 

Indem sie den Klimawandel als ein Thema im Rahmen der 
Menschenrechte darstellen, argumentieren die Klägerinnen 
und Kläger, Regierungen seien rechtlich verpflichtet, diese 
Rechte durch wirksame Klimaschutzmaßnahmen und 
-vorschriften zu schützen. In diesen Fällen wird häufig 
versucht, die Gerichte einzuschalten, um eine Regierung zu 
zwingen, strengere Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen oder 
die Auswirkungen des Klimawandels auf die Menschenrechte 
zu bekämpfen. Betont wird die Pflicht, die Rechte zu wahren 
und die ökologische Nachhaltigkeit für heutige und künftige 
Generationen zu gewährleisten.

Einige Beispiele für wichtige erfolgreiche Klimafälle, 
die sich auf Menschenrechtsansprüche stützen, sind 
Leghari gegen die Föderation von Pakistan und Neubauer 
gegen Deutschland. Im Jahr 2015, reichte der pakistanische 
Anwalt und Landwirt Asghar Leghari eine Klimaklage 
gegen die nationale Regierung ein, weil diese die 
Klimaschutzpolitik nicht umsetzte. Leghari machte geltend, 
die Untätigkeit der Regierung verstoße angesichts der 
schwerwiegenden Auswirkungen des Klimawandels auf 
seinen landwirtschaftlichen Lebensunterhalt gegen seine 
Grundrechte auf Leben, Würde und Eigentum, die durch die 
pakistanische Verfassung geschützt sind. Das Oberste Gericht 
von Lahore urteilte im Jahr 2018 zugunsten von Leghari und 
erkannte die Verpflichtungen der Regierung zur Bekämpfung 
des Klimawandels an. Das Gericht wies die Regierung an, die 
nationale Klimaschutzpolitik und den Rahmen  für deren 
Umsetzung auszuführen. Weiter berief das Gericht eine 
Kommission für den Klimawandel ein, die die Umsetzung 
dieser Maßnahmen überwachen sollte. Das Urteil stellt eine 
wichtige gerichtliche Anerkennung des Klimawandels als eine 
Frage der Menschenrechte dar und schafft in Pakistan einen 
Präzedenzfall für die Rechenschaftspflicht im Umweltbereich. 
Aufgrund des Erfolgs der Menschenrechtsargumente sowie 
der ungewöhnlichen Beibehaltung der Aufsichtsbefugnis der 
Klimawandel-Kommission gilt Leghari gegen die Föderation 
von Pakistan weltweit als wegweisendes Klimarechts-Urteil.103 

Im Fall Neubauer gegen Deutschland klagte eine Gruppe 
junger Menschen, darunter Sophie Neubauer, gegen 
die deutsche Regierung mit dem Argument, dass deren 
Klimapolitik nicht ausreiche, um die Verpflichtungen 
Deutschlands im Rahmen des Pariser Abkommens zu erfüllen, 

und daher Verfassungsrechte verletze. Die Klagepartei machte 
geltend, dass das Bundes-Klimaschutzgesetz von 2019, das 
bloß bis zum Jahr 2030 Ziele zur Reduktion von Emissionen 
festlegt, ihre Rechte auf Leben, Gesundheit und Eigentum 
nicht angemessen schütze, weil es die Notwendigkeit 
drastischer Emissionsreduktionen auf künftige Generationen 
verschiebe. Im Jahr 2021 gab das Bundesverfassungsgericht 
den Klägerinnen und Klägern Recht und erklärte das 
Klimaschutzgesetz teilweise für verfassungswidrig, weil es keine 
ausreichenden Bestimmungen für Emissionsminderungen 
nach 2030 enthielt. Das Gericht wies die Regierung an, das 
Gesetz bis Ende 2022 zu ändern, um sicherzustellen, dass 
die Lasten durch Klimaschutzmaßnahmen gleichmäßiger 
über die Generationen verteilt werden. Dieser Aspekt trug 
maßgeblich dazu bei, dass die weltweite Anerkennung der 
Generationengerechtigkeit im Klimarecht durch diesen Fall 
einen Schritt vorankam.104 

Verwaltungsrechtliche Klagen

Bei verwaltungsrechtlichen Klagen im Zusammenhang mit 
Klimaklagen geht es um rechtliche Anfechtungen, mit denen 
Regierungsbehörden oder Beamte zur Verantwortung gezogen 
werden. Das Argument besteht darin, dass ihre Handlungen 
oder Unterlassungen gegen bestehende Umweltgesetze, 
Verordnungen oder Verfassungsbestimmungen verstoßen. In 
der Regel wird in solchen Klagen geltend gemacht, dass eine 
staatliche Stelle entweder ihren gesetzlichen Verpflichtungen 
nicht nachkommt, ihre rechtlichen Befugnisse überschritten 
oder Entscheidungen getroffen hat, die willkürlich, wechselhaft 
oder nicht gesetzeskonform erscheinen, insbesondere in 
Bezug auf die Klimaschutzpolitik und - vorschriften. Für die 
Anwendung von Verwaltungsrecht im Zusammenhang mit 
Klimaprozessen gibt es viele Beispiele, aber zwei aktuelle Fälle 
zeigen den Nutzen verwaltungsrechtlicher Klagen besonders 
deutlich: der Fall R (auf Antrag von Finch im Namen der 
Weald Action Group) gegen den Surrey County Council (lokale 
Verwaltungsbehörde) in England und Wales, sowie der 
noch anhängige südafrikanische #CancelCoal-Fall (African 
Climate Alliance u. a. gegen den Minister für Bodenschätze 
und Energie).

Im Fall R gegen den Surrey County Council prüfte der 
Oberste Gerichtshof, ob der positive Bauvorbescheid des 
Surrey County Councils für ein Erdölförderprojekt in Horse 
Hill, der erging, ohne die Treibhausgasemissionen bewertet zu 
haben, die bei der späteren Verbrennung des geförderten Öls 
entstehen würden (Scope-3-Emissionen), rechtmäßig war. Die 
beklagte Behörde hatte die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) auf die direkten Emissionen des Projektstandorts 
beschränkt und die Verbrennungsemissionen ausgeklammert, 
was nach Ansicht des Klägers gemäß den UVP-Richtlinien und 
den Verordnungen von 2017 rechtswidrig war. Der Oberste 
Gerichtshof sowie eine Mehrheit des Berufungsgerichts 
bestätigten den Bauvorentscheid des County Councils, da 
sie die Einbeziehung solcher Emissionen als eine Frage der 
Bewertung betrachteten. Im Jahr 2024 entschied der Oberste 
Gerichtshof jedoch mit einer 3:2-Mehrheit, dass es sich bei 
den Emissionen aus der Verbrennung doch um „indirekte 
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Auswirkungen“ des Projekts handle, die im Rahmen der 
UVP bewertet werden müssen, wodurch die Entscheidung 
des City Council umgestoßen wurde. Folglich müssten 
künftige UVPs Scope-3-Emissionen berücksichtigen, was 
die Wahrscheinlichkeit verringert, dass in Zukunft Projekte 
für fossile Brennstoffe im Vereinigten Königreich genehmigt 
werden.

In der Klage African Climate Alliance u.a. gegen den 
Minister für Bodenschätze und Energie fechten mehrere 
Umweltorganisationen, darunter die African Climate 
Alliance, groundWork und Vukani Environmental Justice 
Movement in Action den Beschluss der südafrikanischen 
Regierung an, neue Kohlekraftwerke in ihren Integrierten 
Ressourcenplan für Strom aufzunehmen. Die Kläger 
machen geltend, dies verstoße gegen die Grundsätze des 
Verwaltungsrechts, da die Auswirkungen auf die Umwelt und 
das Klima nicht angemessen berücksichtigt worden sind und 
der Regierungsbeschluss deshalb gegen die verfassungsmäßige 
Verpflichtung verstoße, die Umwelt und die Rechte auf 
Gesundheit, Wohl und Leben zu schützen. Sie behaupten 
weiter, der Entscheidungsprozess sei fehlerhaft gewesen, 
da er die Vereinbarkeit neuer Kohleprojekte mit Südafrikas 
Verpflichtungen im Rahmen des Pariser Abkommens 
oder den potenziellen Schaden für schutzbedürftige 
Gemeinschaften nicht angemessen gewichtet habe. 
Dementsprechend veranschaulicht der Fall die Verknüpfung 
von Menschenrechten und Verwaltungsrecht im 
Zusammenhang mit Klimaprozessen sowie den Einfluss des 
Pariser Abkommens auf innerstaatliche öffentlichrechtliche 
Verfahren.

Beschwerdemechanismus der Nationalen 
Kontaktstelle der OECD

Beim Beschwerdemechanismus der Nationalen Kontaktstelle 
(NKS) der OECD handelt es sich um ein außergerichtliches 
Beschwerdeverfahren, das im Rahmen der OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen eingerichtet wurde. Die 
Leitsätze sind Empfehlungen für verantwortungsbewusstes 
unternehmerisches Handeln in Bereichen wie 
Menschenrechten, Arbeitsnormen, Umweltschutz und 
Korruptionsbekämpfung. Jedes OECD-Mitgliedsland 
verfügt über eine NKS, die für die Verbreitung der Leitsätze 
und die Bearbeitung von Beschwerden gegen Unternehmen, 
die sich scheinbar nicht an diese Standards halten, zuständig 
ist (sogenannte „besondere Fälle“). Der Mechanismus 
ermöglicht es Einzelpersonen, Gemeinschaften, NGOs oder 
Gewerkschaften, gegen multinationale Unternehmen wegen 
Verstößen gegen die Leitsätze Beschwerde einzureichen. 
Die NKS unterstützen den Dialog, die Mediation und die 
Schlichtung zwischen den beteiligten Parteien. Ziel ist es, 
Streitfragen zu schlichten und die Einhaltung der Leitsätze 
zu fördern, wobei die NKS nicht befugt sind, Sanktionen zu 
verhängen oder rechtlich bindende Entscheidungen zu fällen. 
Folglich zieht die Nichteinhaltung der Abschlusserklärung 

einer NKS keine direkten Sanktionen nach sich, kann aber zu 
Imageschäden und politischen Kosten führen, insbesondere 
in Verbindung mit einer wirksamen Kampagnenstrategie. 
OECD-Beschwerden haben den Vorteil, dass sie relativ 
kostengünstig sind. Sie erfordern weniger finanzielle Mittel 
als mehrjährige ordentliche Zivilprozesse.

Es gibt viele umwelt- und klimabezogene OECD-
Beschwerden. Zwei Beispiele sind dabei besonders 
erwähnenswert: BankTrack et al. v. ING und ClientEarth 
v. BP. Im BankTrack-Fall reichten NGOs bei der 
niederländischen NKS eine Beschwerde gegen die ING Bank 
ein. Sie behaupteten, die Bank habe es versäumt, ihre Politik 
mit dem Pariser Abkommen in Einklang zu bringen. In der 
Beschwerde wurde argumentiert, die ING Bank habe keine 
ausreichenden Schritte unternommen, um die Finanzierung 
von Projekten mit fossilen Brennstoffen zu reduzieren, und 
habe dadurch zum Klimawandel beigetragen und gegen 
die OECD-Leitsätze verstoßen. Die NKS erleichterte die 
Vermittlung zwischen den Parteien und brachte die ING 
Bank schließlich dazu, sich zu verpflichten, Klimaaspekte in 
ihre Kreditvergabepraxis zu integrieren.

Im Fall ClientEarth v. BP reichte die im Umweltrecht tätige 
NGO ClientEarth bei der britischen NKS eine Beschwerde 
gegen BP (einen der größten Ölkonzerne der Welt) wegen 
irreführender Werbung für seine kohlenstoffarmen 
Energieinvestitionen ein. In der Beschwerde wird beklagt, die 
Werbung von BP verstoße gegen die OECD-Leitsätze, da sie 
ein irreführendes Bild der Investitionen des Unternehmens 
in grüne Energie vermittle. BP zog die Werbung schließlich 
zurück und der Fall machte deutlich, welche Rolle der NKS-
Mechanismus bei den Bemühungen gegen Greenwashing 
durch Unternehmen und der Förderung von Transparenz in 
der Werbung spielen kann

UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte

„Schaffet Recht dem Armen und der Waise und 
helft dem Elenden und Bedürftigen zum Recht.“ 
(Psalm 82,3)

Dieser Psalm spricht über die Pflicht von Institutionen und 
Führungspersönlichkeiten, die Schwachen zu schützen. 
Ähnlich wie die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte betont dieser Psalm die Pflicht des Staates, 
die Menschenrechte zu schützen. Unternehmen tragen 
die Verantwortung, die Menschenrechte zu respektieren, 
und müssen Abhilfe schaffen, wenn Menschen durch 
ihre Geschäftstätigkeiten geschädigt werden. Durch die 
Leitprinzipien spiegeln die Vereinten Nationen die biblische 
Forderung nach Gerechtigkeit wider, indem sie einen 
Rahmen schaffen, um Unternehmen und Regierungen für 
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ihr Handeln zur Rechenschaft zu ziehen und sicherzustellen, 
dass die Rechte der Ausgegrenzten und Unterdrückten 
gewahrt werden.

Die 2011 vom UN-Menschenrechtsrat verabschiedeten 
Leitprinzipien sorgen für einen globalen Standard für 
die Vermeidung und Bewältigung des Risikos negativer 
Auswirkungen auf die Menschenrechte im Zusammenhang 
mit unternehmerischen Aktivitäten. Die UN-Leitprinzipien 
stützen sich auf drei Säulen: 1) die Pflicht des Staates, die 
Menschenrechte durch Regulierung und Rechtsprechung 
im Bereich von Geschäftsaktivitäten zu schützen; 2) die 
Verantwortung der Unternehmen, die Menschenrechte zu 
respektieren. Von ihnen wird verlangt, dass sie die Rechte 
anderer nicht verletzen und dass sie für negative Auswirkungen, 
an denen sie beteiligt sind, Abhilfe schaffen; und 3) die 
Notwendigkeit eines besseren Zugangs zu Rechtsbehelfen 
für die Opfer von Missbräuchen im Zusammenhang mit 
geschäftlichen Aktivitäten. Diese Leitprinzipien gelten für 
alle Staaten und Unternehmen, unabhängig von ihrer Größe 
oder Branche, und betonen die Bedeutung von Sorgfalt, 
Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Achtung 
der Menschenrechte in sämtlichen Geschäftstätigkeiten. 
Beschwerden über Verstöße gegen die UN-Leitprinzipien 
können jederzeit an die UN-Arbeitsgruppe für Wirtschaft 
und Menschenrechte gerichtet werden.

Zwei führende Beispiele für Gerichtsverfahren, die 
sich auf die Leitprinzipien stützten, sind Milieudefensie 
et al. v. Royal Dutch Shell und die philippinische 
Menschenrechtskommission in ihrer Nationalen Untersuchung 
zum Klimawandel. Milieudefensie ist ein bahnbrechender 
Fall, in dem Umweltgruppen und Einzelpersonen Royal 
Dutch Shell verklagten. Sie argumentierten, dass die 
Geschäftstätigkeiten des Unternehmens mit den weltweiten 
Bemühungen zur Bekämpfung des Klimawandels 
unvereinbar und aufgrund der dadurch verursachten 
Umweltschäden menschenrechtswidrig seien. Das Gericht 
stützte sich auf die UN-Leitprinzipien und stellte fest, Shell 
sei verpflichtet, die Menschenrechte zu achten, indem es 
seine CO₂-Emissionen reduziere. Das Unternehmen wurde 
vom Gericht angewiesen, seine CO₂-Emissionen bis 2030 
um 45 Prozent zu senken.105 In der Berufung wurde das 
Urteil aufgehoben, doch die Feststellungen des Gerichts 
hinsichtlich der Menschenrechtsverpflichtungen von Shell 
wurden aufrechterhalten.106 

Im Rahmen der Nationalen Untersuchung zum Klimawandel 
leitete die philippinische Menschenrechtskommission 
eine Untersuchung ein, in der die Verantwortung von 
47 der weltweit größten CO₂-Verursachern mit Blick auf 
Menschenrechtsverletzungen infolge des Klimawandels 
analysiert wurde. Die Untersuchung stützte sich auf die 
Leitprinzipien und prüfte, ob diese Unternehmen zu 
klimabezogenen Menschenrechtsverletzungen beigetragen 
und Rechte wie das Recht auf Leben, Nahrung, Wasser und 
eine angemessene Wohnung verletzt hatten. Die Kommission 
kam zum Schluss, dass die größten CO₂-verursachenden 
Konzerne moralisch und rechtlich für ihren Beitrag zu 

den Klimaauswirkungen verantwortlich gemacht werden 
können. Sie betonte die Bedeutung der Verantwortung 
von Unternehmen im Rahmen der UN-Leitprinzipien, die 
Menschenrechte zu respektieren und schädliche Praktiken 
einzuschränken.

Durchsetzungsmaßnahmen von 
Regulierungsbehörden

Der Klimanotstand wird von Regulierungsbehörden 
im Finanz- und im Handelsbereich (wie Zentralbanken 
und Wertpapieraufsichtsbehörden) als finanzielles 
Risiko betrachtet.107 Dementsprechend erwarten viele 
Regulierungsbehörden, dass Unternehmen Klimarisiken 
wie andere finanzielle Risiken beurteilen. Diese 
Anerkennung des klimabedingten finanziellen Risikos 
durch Regulierungsbehörden schafft Raum für rechtliche 
Strategien, die die Bemühungen der Regulierungsbehörden 
unterstützen. Die Europäische Zentralbank hat beispielsweise 
vor kurzem mehrere Banken sanktioniert, weil sie 
Klimarisiken nicht angemessen erkannt und gesteuert 
haben. Demnach könnte eine risikoarme Strategie, um 
Finanzinstitute zur Rechenschaft zu ziehen, darin bestehen, 
für die Aufsichtsbehörden detaillierte Beschwerden über 
die Praktiken des Klimarisikomanagements bestimmter 
Finanzinstitute vorzubereiten.

Ein Bereich, in dem das Bestreben der Finanzinstitute, 
die Wirkungen ihrer Tätigkeiten auf das Klima zu 
verschleiern, möglicherweise von den Regulierungsbehörden 
verstärkt geprüft wird, ist der Konsumentenschutz. In 
den letzten Jahren klagte die australische Wettbewerbs- 
und Konsumentenkommission auf der Grundlage 
des Wettbewerbs- und Konsumentenrechts aus dem 
Jahr 2010 gegen eine Reihe von Unternehmen wegen 
Greenwashing durch Übertreibung von ökologischem 
Nutzen. In den USA ging die Federal Trade Commission 
(Bundeshandelskommission) wegen irreführender 
Klimabehauptungen gegen Unternehmen vor, die im Bereich 
der fossilen Brennstoffe tätig sind, darunter auch in Form 
einer kürzlich gemeinsam von Greenpeace, Earthworks und 
Global Witness eingereichten Klage gegen Chevron. In Hawaii 
haben die Stadt und der Bezirk Honolulu Klage gegen acht der 
größten CO₂-verursachenden Konzerne erhoben, darunter 
Chevron, ExxonMobil, BP und Shell, weil sie seit Jahrzehnten 
über die Auswirkungen des Klimawandels Bescheid 
wussten, diese Informationen aber vor Verbraucherinnen, 
Verbrauchern, Investorinnen und Investoren geheim gehalten 
hatten. In ähnlicher Weise hat die britische Wettbewerbs- und 
Marktaufsichtsbehörde einen Green Claims Code (Kodex für 
Umwelterklärungen) entwickelt, der vage oder übertriebene 
Behauptungen in Bezug auf die Umwelt verhindern soll. Im 
Jahr 2024 konzentrierten sich die Durchsetzungsmaßnahmen 
auf den Modehandel.108 

Wenn Finanzinstitute Greenwashing betreiben, können 
Anleger- und Verbraucherschutzgesetze herangezogen 
werden, um sie zur Verantwortung zu ziehen. Die US-
Börsenaufsichtsbehörde (Securities and Exchange 
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Commission, SEC) verhängte beispielsweise im Jahr 2022 
eine Geldstrafe in Höhe von 4 Millionen US-Dollar 
gegen die Vermögensverwaltung von Goldman Sachs für 
Versäumnisse in der ESG-Politik (Umwelt-, Sozial- und 
Governance-Kriterien).109 Die SEC erklärte insbesondere, 
Goldman Sachs habe ihre eigenen Richtlinien und Verfahren 
in Bezug auf die ESG-Evaluation nicht befolgt, was dazu 
führte, dass einige Wertpapiere ohne eine angemessene 
ESG-Prüfung in Anlageprodukte aufgenommen 
wurden. In ä hnlicher Weise leiteten die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und die SEC im Jahr 
2023 eine gemeinsame Untersuchung gegen die DWS Group 
(Deutsche Bank) wegen angeblicher falscher ESG-Rating-
Angaben zu Anlageprodukten ein. Ohne die Ergebnisse der 
Untersuchung zu bestätigen oder zu bestreiten, stimmte der 
Vermögensverwalter in Bezug auf die ESG-Fehlangaben einer 
Unterlassungsanordnung, einem Verweis und einer Strafe 
in Höhe von 19 Millionen US-Dollar zu.110 Die Australian 
Securities and Investment Commission (Australische 
Börsenaufsichtsbehörde, ASIC) hat ähnlich proaktiv 
gehandelt und von April 2023 bis Juni 2024 47 regulatorische 
Eingriffe vorgenommen, um gegen irreführendes und 
täuschendes Verhalten in Bezug auf nachhaltige Produkte 
und Dienstleistungen im Finanzbereich vorzugehen.111 

6.3.2. Privatrecht

Um Finanzakteure zur Verantwortung zu ziehen, gibt es 
eine Reihe von nationalen privatrechtlichen Verfahren, 
wie Klagen nach dem Haftpflicht-, Gesellschafts- 
oder Finanzdienstleistungsrecht, Aktionärsklagen, 
Konsumentenschutzgesetze, Klagen wegen Betrugs oder 
falscher Angaben, Vertragsklagen oder Klagen wegen 
Verletzung treuhänderischer Pflichten. Im Folgenden 
sollen drei Bereiche beleuchtet werden, in denen es bereits 
zu bedeutenden Gerichtsverfahren gekommen ist, um die 
Finanzakteure zur Verantwortung zu ziehen.

Klage von Aktionärinnen und Aktionären

Klimabezogene Klagen von Aktionärinnen und Aktionären 
zielen in der Regel darauf ab, Unternehmen – allen voran 
Finanzinstitute und Energieunternehmen – zur Rechenschaft 
zu ziehen, weil sie Risiken für das Klima nicht angemessen 
angehen oder offenlegen. In diesen Klagen wird häufig 
geltend gemacht, dass Unternehmensvorstände, leitende 
Angestellte oder das Unternehmen selbst treuhänderische 
Pflichten verletzt, wesentliche Risiken nicht offengelegt oder 
irreführende Angaben zu klimabezogenen Themen gemacht 
haben. Beispiele für Klagen wegen angeblicher Verletzung 
der treuhänderischen Pflichten sind McVeigh v. REST (siehe 
Kapitel 5.2) und ClientEarth v. Shell, in dem ClientEarth 
als Aktionär eine Verantwortlichkeitsklage einreichte, um 
den Vorstand von Shell für das Versäumnis zu belangen, 
eine angemessene Strategie zur Erreichung der Klimaziele 
im Einklang mit dem Pariser Abkommen umzusetzen. 
ClientEarth argumentierte, die Vorstandsmitglieder hätten 
ihre Sorgfaltspflichten verletzt, weil sie die Klimarisiken 
des Unternehmens nicht angemessen einschätzten. In der 

Rechtssache Abrahams v. Commonwealth Bank of Australia 
reichten Aktionärinnen und Aktionäre eine Klage gegen 
die Commonwealth Bank of Australia ein, weil diese es 
versäumt hatte, in ihrem Jahresbericht klimabezogene 
Risiken offenzulegen. Die Aktionärinnen und Aktionäre 
argumentierten, die Bank habe ihre Investitionen in Projekte 
für fossile Brennstoffe und die damit verbundenen Risiken 
nicht ordnungsgemäß ausgewiesen.

Auch für Glaubensgemeinschaften gibt es ein 
bedeutendes aktuelles Beispiel, wie die Rolle als Aktionärin 
genutzt werden kann, um die Führung eines Finanzinstituts 
zu beeinflussen: Die Sisters of St Joseph of Peace, reichten auf 
der Jahreshauptversammlung der Citigroup eine Resolution 
ein.112 Vor dem Hintergrund, dass die Citigroup in den letzten 
Jahren Milliarden von Dollar in Ölpipeline-Unternehmen 
investiert hatte, wurde ihr Vorstand in dieser Resolution 
aufgefordert, Reue zu zeigen und die Finanzierungspolitik der 
weltweit agierenden Bank im Hinblick auf den Klimawandel 
und die Rechte indigener Völker zu überprüfen.

Neben formellen Aktionärsklagen ist in den letzten 
Jahren auch der Aktionärsaktivismus zu einer immer 
wichtigeren Strategie der Klimaprozesse mit Blick auf 
die Rechenschaftspflicht geworden. Aktivismus von 
Aktionärinnen und Aktionären kann verschiedene Formen 
annehmen, darunter die Einreichung von Anträgen, der Dialog 
mit der Geschäftsführung oder öffentliche Kampagnen. Ein 
aktuelles Beispiel für diese Art von Aktionärsaktivismus ist 
der Druck, den der Vorstand der Rentenversicherung der 
Kirche von England auf die Volkswagen AG ausübte, damit 
diese strengere Ziele zur Emissionsreduktion festlege und 
ihre klimapolitische Lobbyarbeit offenlege. Auch Gruppen 
wie ShareAction waren erfolgreich und gewannen breite 
Unterstützung für klimabezogene Aktionärsanträge. Im Jahr 
2020 koordinierte ShareAction beispielsweise eine Gruppe von 
Anlegerinnen und Anlegern, um bei der Hauptversammlung 
von Barclays eine Resolution einzureichen, in der die Bank 
aufgefordert wird, die Finanzierung von Unternehmen im 
Bereich der fossilen Brennstoffe, einschließlich Kohle, Öl 
und Gas, einzustellen. Die von 24 Prozent der Anlegerinnen 
und Anleger unterstützte Resolution zielte darauf ab, die 
Finanzierungsaktivitäten von Barclays mit dem Pariser 
Abkommen in Einklang zu bringen. ShareAction führte 
außerdem ähnliche Resolutionen oder Kampagnen bei 
HSBC, Standard Chartered, BP und Nestlé durch.

Vorwürfe wegen konsumentenorientiertem 
Greenwashing

„Lügenmäuler sind dem Herrn ein Gräuel; die aber 
treulich handeln, gefallen ihm.“ (Sprüche 12,22)

Dieser Bibelvers betont die Bedeutung von Ehrlichkeit und 
Integrität, die im Zusammenhang mit geschäftlichen und 
finanziellen Aktivitäten besonders wichtig sind. Man spricht 
von Greenwashing, wenn Unternehmen oder Finanzinstitute 
die Umweltvorteile ihrer Produkte, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten falsch oder irreführend darstellen, oft um aus 

https://www.climatecasechart.com/document/mcveigh-v-retail-employees-superannuation-trust_e138
https://www.climatecasechart.com/document/clientearth-v-shells-board-of-directors_9377
https://www.climatecasechart.com/document/abrahams-v-commonwealth-bank-of-australia-2021_2940
https://www.ncronline.org/earthbeat/justice/citigroup-shareholder-support-holds-steady-catholic-sisters-resolution-climate
https://www.ncronline.org/earthbeat/justice/citigroup-shareholder-support-holds-steady-catholic-sisters-resolution-climate
https://www.ncronline.org/earthbeat/justice/citigroup-shareholder-support-holds-steady-catholic-sisters-resolution-climate
https://www.ncronline.org/earthbeat/justice/citigroup-shareholder-support-holds-steady-catholic-sisters-resolution-climate
https://shareaction.org/global-issues/climate-change?cid=10973168769&adgpid=122555123277&itemid&targid=dsa-1272836397030&sq&mt&loc=9222618&ntwk=g&dev=c&dmod&adp&gad_source=1&gclid=Cj0KCQjwu-63BhC9ARIsAMMTLXTZ9yQ1DbJvOv_6WdOIQaHiqhNRhPkrd3OjjnGpfVGH6Me9bQ8bi2gaAtBAEALw_wcB
https://shareaction.org/news/24-of-shareholders-voice-dissent-at-barclays-current-fossil-fuel-support
https://shareaction.org/news/hsbc-announces-it-will-no-longer-finance-new-oil-and-gas-fields-shareaction-response
https://shareaction.org/news/standard-chartereds-net-zero-strategy-update-fails-to-impress
https://shareaction.org/news/investors-cast-votes-for-paris-aligned-bp
https://shareaction.org/nestle-resolution-2024
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der wachsenden Nachfrage nach nachhaltigen Investitionen 
Kapital zu schlagen. Greenwashing steht in direktem 
Widerspruch zum biblischen Prinzip der Wahrhaftigkeit – 
die Bibel verurteilt Arglist. Verbraucherschutz- und 
Betrugsgesetze sollen verhindern, dass Unternehmen durch 
Irreführung der Öffentlichkeit Gewinne erzielen.

Vorwürfe wegen konsumentenorientiertem 
Greenwashing nehmen zu. Damit können Finanzakteure 
für irreführende Behauptungen zum Klima oder zum 
Umweltschutz zur Verantwortung gezogen werden. Zum 
Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts gab es bereits mehr 
als 140 Fälle von Greenwashing oder Climate-Washing.113 
Die Konsumentinnen und Konsumenten stützen sich 
zunehmend auf Verbraucherschutzgesetze, um gegen derartige 
Schönfärberei vorzugehen. Nach diesen Gesetzen können 
Finanzinstitute verklagt werden, wenn sie bewusst übertriebene 
oder unbegründete Behauptungen über die Nachhaltigkeit 
oder den „grünen“ Charakter ihrer Finanzprodukte in die 
Welt setzen. Greenwashing-Claims werden auch auf der 
Basis des Betrugs- oder Täuschungstatbestands verfolgt, 
wenn Verbraucherinnen und Verbraucher angeben, dass 
sie zum Kauf von Finanzprodukten verleitet wurden, weil 
sie den falschen Eindruck hatten, diese seien nachhaltig 
oder umweltfreundlich. Ein Beispiel für eine erfolgreiche 
Greenwashing-Klage unter Anwendung des europäischen 
Verbraucherrechts ist FossielVrij NL v. KLM, mit der die 
niederländische Fluggesellschaft KLM wegen irreführender 
Werbeaussagen im Rahmen ihrer Fly Responsibly-Kampagne 
zur Verantwortung gezogen wurde. Die Kampagne ermutigte 
die Verbraucherinnen und Verbraucher zum Kauf von 
Emissionszertifikaten und unterstrich die Bemühungen 
von KLM, den Flugverkehr nachhaltiger zu gestalten. Die 
Klägerinnen und Kläger argumentierten, die Behauptungen 
von KLM seien irreführend, weil sie den falschen Eindruck 
erweckten, die Flüge von KLM seien umweltverträglich und 
die Programme zur Kompensation von CO₂-Emissionen 
könnten die durch Flugreisen verursachten Umweltschäden 
vollständig ausgleichen.

Wie   bereits in Kapitel 5.3 erwähnt, gehen die 
Regulierungsbehörden zunehmend gegen Greenwashing 
vor, indem sie die Verbrauchergesetze durchsetzen. So 
gewann die Australian Securities and Investment Commission 
(Australische Börsenaufsichtsbehörde, ASIC) 2024 ihr 
erstes Greenwashing-Verfahren im Fall ASIC v. Vanguard 
Investments Australia Ltd. Die ASIC konnte nachweisen, 
dass Vanguard gegen das ASIC-Gesetz verstoßen hatte, indem 
es irreführende Behauptungen über gewisse ESG-Richtlinien 
in Bezug auf einen Indexfonds aufstellte. Angesichts des 
sich wandelnden regulatorischen Umfelds im Bereich des 
Verbraucherschutzes ist davon auszugehen, dass Klimaklagen 
auf dieser Rechtsgrundlage weiter zunehmen werden.

Ansprüche des Haftpflichtrechts

„So spricht Gott der Herr: Siehe, ich will an die Hirten 
und will meine Herde von ihren Händen fordern; Ich 
will ein Ende damit machen, dass sie Hirten sind, und 
sie sollen sich nicht mehr selbst weiden. Ich will meine 
Schafe erretten aus ihrem Rachen, dass sie sie nicht mehr 
fressen sollen.“ (Hesekiel 34,10)

Dieser Vers spiegelt die Rolle des Haftpflichtrechts bei 
Klimaprozessen wider, das darauf abzielt, Unternehmen und 
Regierungen zu zwingen, Verantwortung für ihre schädlichen 
Handlungen zu übernehmen. So wie die Hirten für die 
Vernachlässigung ihrer Herde zur Rechenschaft gezogen 
werden, sollten die Organisationen, die zur Umweltzerstörung 
beitragen, für den Schaden aufkommen, den sie sowohl den 
Menschen als auch dem Planeten zufügen.

Das Haftpflichtrecht wird zunehmend auf diese 
Weise angewendet. Insbesondere werden auf den 
Haftpflichtbestimmungen basierende Klimaklagen initiiert, 
um Unternehmen und Regierungen für ihren Beitrag zum 
Klimanotstand und dessen schädlichen Auswirkungen 
zur Verantwortung zu ziehen. Die Klagenden machen 
öffentlichrechtliche Einrichtungen, die für erhebliche 
Treibhausgasemissionen verantwortlich sind, aufgrund 
von Tatbeständen wie Fahrlässigkeit oder Störung der 
öffentlichen Ordnung haftbar, und sie erinnern sie an das 
Prinzip der staatlichen Treuhänderschaft für natürliche 
Ressourcen zum Wohle der Allgemeinheit. Die Klägerinnen 
und Kläger könnten beispielsweise argumentieren, 
die Emissionen eines Unternehmens trügen direkt zu 
Umweltschäden, Gesundheitskrisen oder Sachschäden bei, 
und Schadenersatz oder Wiederherstellungsmaßnahmen 
fordern. Schadenersatzansprüche in Klimaprozessen sind 
oft mit komplexen Fragen der Verursachung verbunden. Die 
Klagepartei muss einen kausalen Zusammenhang zwischen 
den Handlungen des Beklagten und den spezifischen 
klimabezogenen Schäden, die sie erlitten hat, herstellen. Trotz 
dieser Hürden bietet das Haftpflichtrecht einen Weg, um die 
durch den Klimanotstand verursachten Schäden anzugehen, 
und fordert von Regierungen und Unternehmen eine noch 
konsequentere Übernahme von Verantwortung für die 
Auswirkungen des Klimanotstands ein.

Der federführende Fall im Bereich des Haftpflichtrechts 
in Common-Law-Gerichtsbarkeiten ist der neuseeländische 
Fall Smith v. Fonterra. Der Māori-Anführer Michael Smith 
klagte gegen die sieben größten Treibhausgasemittenten 
Neuseelands, die für einen Drittel der Emissionen des Landes 
verantwortlich sind. Er argumentierte, ihre Aktivitäten 
seien eine Störung der öffentlichen Ordnung, fahrlässig 
und verletzten die Klimaschutzpflicht; die Emissionen der 
Beklagten schadeten ihm persönlich, insbesondere aufgrund 
des steigenden Meeresspiegels, des Verlusts kulturell 
bedeutender Stätten, der Schädigung der Fischerei und der 
gesundheitlichen Auswirkungen.114 Zwar forderte Smith 
keinen Schadenersatz, verlangte aber, dass das Gericht 
Erklärungen abgebe und Emissionsreduzierungen anordne. 

https://www.climatecasechart.com/document/fossielvrij-nl-v-klm_0145
https://www.climatecasechart.com/document/asic-v-vanguard-investments-australia-ltd_e3bf
https://www.climatecasechart.com/document/asic-v-vanguard-investments-australia-ltd_e3bf
https://www.climatecasechart.com/non-us-case/smith-v-fonterra


25

Zunächst wurden Smiths Klagen abgewiesen. Der Oberste 
Gerichtshof Neuseelands hob das abschlägige Urteil jedoch 
auf und ließ alle drei Klagen zur Verhandlung zu.115 Das 
Gericht entschied, Smith habe plausibel dargelegt, dass in 
öffentliche Rechte eingegriffen worden war, und bestätigte, 
dass der Tatbestand der Störung der öffentlichen Ordnung 
keine illegale Aktivität voraussetze.116 

Wichtig ist die Feststellung des Gerichts, die Frage 
der Verursachung sei vergleichbar mit den Fällen von 
Umweltverschmutzung in der Vergangenheit und sollte vor 
Gericht behandelt werden. Auf diese Weise wird der Fall 
Smith möglicherweise zum ersten vollständigen Prozess wegen 
Klimadelikten, der in einer Common-Law-Rechtsordnung 
vor Gericht verhandelt worden ist.

6.4. Regionale klimabezogene 
Rechtsstrategien

6.4.1. Regionale Menschenrechtsgerichte

Als Foren für Klimaprozesse werden zunehmend regionale 
Menschenrechtsgerichte angerufen, indem ihr Mandat zum 
Schutz der Menschenrechte herangezogen wird, um gegen 
die Auswirkungen des Klimawandels vorzugehen. Gerichte 
wie der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR), der Interamerikanische Gerichtshof für 
Menschenrechte (IACtHR) und der Afrikanische 
Gerichtshof für Menschenrechte und Rechte der Völker 
(AGMR) bieten Einzelpersonen, Gemeinschaften und 
NGOs die Möglichkeit, den Staat zur Rechenschaft zu ziehen, 
der es versäumt hat, dem Klimawandel entgegenzuwirken 
oder entsprechende Anpassungen vorzunehmen, was ihre 
grundlegenden Menschenrechte wie das Recht auf Leben, 
Gesundheit, Privat- und Familienleben und das Recht auf 
eine saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt verletzt.117 

Als besonders wirksam für Klimaprozesse hat sich 
der EGMR erwiesen. Bis zum Zeitpunkt der Erstellung 
dieses Leitfadens sind 12 Klagen eingereicht worden.118 Im 
Jahr 2024 fällte die Große Kammer des Gerichtshofs in 
drei Rechtssachen ihre ersten Urteile mit Blick auf den 
Klimawandel: Verein KlimaSeniorinnen Schweiz u. a. gegen 
die Schweiz, Carême gegen Frankreich und Duarte Agostinho 
u. a. gegen Portugal und 32 andere. Das KlimaSeniorinnen-
Urteil war wegweisend, denn das Gericht stellte fest, dass 
die Schweiz ihre Verpflichtung zum Schutz des Privat- 
und Familienlebens verletzt und die schwerwiegenden 
nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels auf 
Leben, Gesundheit, Wohlbefinden und Lebensqualität 
von Bürgerinnen und Bürger zu wenig bekämpft habe.119 
Im Duarte-Rechtsfall reichten sechs portugiesische 
Jugendliche im Jahr 2020 beim EGMR eine Klage gegen 
33 europäische Länder ein, in der sie argumentierten, 
durch die unzureichenden Klimaschutzmaßnahmen dieser 
Regierungen würden ihre Rechte gemäß der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) verletzt. Obwohl diese 
Klage aus verfahrenstechnischen Gründen abgewiesen wurde, 
ist sie ein bemerkenswertes Beispiel für ein von Jugendlichen 

angestoßenes Verfahren vor einem regionalen Gericht. Junge 
Menschen, die mit Klimaklagen an den EGMR gelangen 
wollen, können sich fortan das erfolgreiche Vorgehen der 
KlimaSeniorinnen zum Vorbild nehmen.

Auch der IACtHR ist ein Forum, das fortschrittliche 
Urteile zu Umweltzerstörung, zum Klimawandel und zu 
den Rechten indigener Völker und anderer gefährdeter 
Gemeinschaften trifft.120 2017 veröffentlichte das Gericht ein 
Gutachten zum Umweltrecht, einschließlich Klimawandel, das 
die nachfolgenden menschenrechtsbasierten Klimaprozesse 
in anderen Gerichtsbarkeiten beeinflusste.121 Der IACtHR 
gilt allgemein als offen für neue Rechtsnormen und könnte 
daher für zukünftige Klimaprozesse ein strategisch wichtiger 
Gerichtsstand sein.

Mit Blick auf die Zukunft könnten regionale 
Menschenrechtsgerichte eine entscheidende Rolle dabei 
spielen, Präzedenzfälle zu schaffen, die die Verantwortung 
des Staates für die Bekämpfung des Klimanotstands als 
Teil seiner Menschenrechtsverpflichtungen festschreiben.122 
Solche Gerichte können Staaten dazu zwingen, eine strengere 
Klimapolitik umzusetzen und Abhilfemaßnahmen für 
diejenigen bereitzustellen, die durch die Auswirkungen 
des Klimawandels geschädigt werden. Die Urteile von 
Menschenrechtsgerichten setzen Normen, die auch in anderen 
Regionen befolgt werden können. Behandeln regionale 
Gerichte den Klimawandel als Menschenrechtsthema, indem 
sie die Anliegen des Umweltschutzes und der Menschenrechte 
eng verknüpfen, entwickeln sie sich zu einflussreichen Foren 
für die Förderung globaler Klimagerechtigkeit.

6.4.2.   Klimaklagen vor dem Gerichtshof der 
Europäischen Union

Seit 2005 haben der Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) und seine Vorgängergerichte über 60 Klimafälle 
verhandelt.123 Die meisten dieser Prozesse wurden von 
Unternehmen und Regierungen angestrengt und betreffen 
das EU-Emissionshandelssystem (EU EHS). Von den 19 
klimabezogenen Fällen, die nicht das EU EHS betrafen, wurden 
die meisten im Sinne von strengeren Klimaschutzmaßnahmen 
entschieden. Fälle wie Lipidos Santiga gegen die Kommission, 
bei dem es um die Anfechtung von EU-Vorschriften für 
Biokraftstoffe aus Palmöl ging, zeigen, dass der EuGH die 
Klimapolitik der EU konsequent verteidigt. In der Rechtssache 
ClientEarth gegen die Europäische Investitionsbank fällte 
der EuGH ein bahnbrechendes Urteil. ClientEarth 
argumentierte erfolgreich, die EIB habe es versäumt, bei der 
Finanzierung eines Biomassekraftwerks ein ordnungsgemäßes 
Umweltprüfungsverfahren durchzuführen. 2023 bestätigte 
der EuGH das Urteil des Gerichts und stellte fest, die 
EIB und andere Geldgeber unterlägen dem Umweltrecht, 
einschließlich der Aarhus-Konvention. Dieses Urteil ist 
ein wichtiger Präzedenzfall, um Finanzinstitute für die 
Umweltauswirkungen ihrer Tätigkeiten zur Verantwortung 
zu ziehen und sicherzustellen, dass sie die EU-Klimaziele des 
Europäischen Grünen Deals einhalten.

https://www.echr.coe.int
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https://www.climatecasechart.com/document/clientearth-v-european-investment-bank_812b
https://unece.org/environment-policy/public-participation/aarhus-convention/text
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Im Zuge der Weiterentwicklung von Finanzvorschriften, 
insbesondere im Rahmen der EU-Verordnung über 
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im 
Finanzdienstleistungssektor, spielt der EuGH weiterhin eine 
Schlüsselrolle, um Finanzinstitute zur Berücksichtigung von 
Klimarisiken zu zwingen.

6.5. Internationale klimabezogene 
Rechtsstrategien

6.5.1. ISGH-, IACtHR- und IGH-Gutachten zum 
Klimawandel

Wichtige Meilensteine der letzten Jahre im Bereich der 
Klimaprozesse waren die Gutachten, die im Zuge dreier 
paralleler Fälle vor regionalen und internationalen Gerichten 
ausgearbeitet wurden. So wurde zwischen Dezember 2022 
und März 2023 beim Interamerikanischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (IACtHR), beim Internationalen 
Seegerichtshof (ISGH) und beim Internationalen Gerichtshof 
(IGH) je ein Gutachten zu den Verpflichtungen des Staates im 
Zusammenhang mit dem Klimawandel in Auftrag gegeben.

Gutachten sind nicht verbindliche Stellungnahmen, 
die wesentlich dazu beitragen, die Rechtslage in einem 
spezifischen Kontext zu klären. Dass der IACtHR, der ISGH 
und der IGH – die höchsten Gerichte der Welt – zeitgleich 
drei Gutachten über die staatlichen Verpflichtungen in 
Bezug auf den Klimawandel erstellen, ist beispiellos. Dies 
wird auf künftige Klagen auf internationaler, regionaler 
und nationaler Ebene sowie auf die Klimapolitik ganz 
allgemein starke Auswirkungen haben. Insgesamt decken 
die behandelten Streitsachen ein breites Spektrum von 
Klima- und Umweltrechtsfragen ab und berühren viele der in 
diesem Leitfaden erörterten Bereiche. Dass die drei Gerichte 
in Zukunft noch weitere Gutachten zum Klimawandel 
verfassen, ist unwahrscheinlich. Die drei Gutachten sind 
daher für die Festlegung eines globalen Rechtsrahmens 
für künftige Klimaprozesse von größter Bedeutung. Für 
die Finanzinstitutionen sind nicht nur die rechtlichen 
Überlegungen zu den Verpflichtungen nichtstaatlicher 
Akteure, wie Unternehmen, besonders relevant, sondern 
auch die gerichtlichen Stellungnahmen zur Verantwortung 
der Staaten, ihre Finanzmittel im Einklang mit ihren 
Klimaschutzverpflichtungen bereitzustellen. Im Folgenden 
beschreiben wir die drei Verfahren kurz.

Das IACtHR-Gutachten wurde im Dezember 2022 von 
Kolumbien und Chile formell beantragt. Es handelt sich um 
den umfangreichsten der drei Anträge. Es sollte geklärt werden, 
wie die Amerikanische Menschenrechtskonvention auf den 
Klimanotstand anwendbar ist, insbesondere im Hinblick auf 
die Verpflichtung des Staates, die durch den Klimawandel 
bedingten Schäden zu verhindern. Zu den wichtigsten 
Fragen, mit denen sich das Gericht auseinanderzusetzen 
hatte, gehörten die Schadensbegrenzungs-, Anpassungs- 
und Vorbeugepflicht des Staates, der extraterritoriale 
Charakter von Emissionen und Menschenrechten, sowie 
der notwendige Schutz gefährdeter Gemeinschaften und 

künftiger Generationen.124 

Die Antragsteller ersuchten den IACtHR um eine 
Anleitung, wie Staaten ihre Menschenrechtsverpflichtungen 
mit internationalen Klimavereinbarungen in Einklang bringen 
sollten, insbesondere in Bezug auf Schadensbegrenzung, 
Anpassungsbemühungen und Finanzierung. Die 
Anhörungen zu diesem Fall fanden 2024 auf Barbados 
sowie in Manaus, Brasilien, statt. Die Parteifähigkeit wird 
am IACtHR breiter ausgelegt als beim ISGH oder beim 
IGH, sodass sich über 300 Staaten, NGOs, Gemeinschaften, 
Forschungseinrichtungen, Einzelpersonen und Unternehmen 
der Klage anschließen konnten.125 Zahlreiche Parteien 
sprachen sich dafür aus, den Unternehmen, einschließlich der 
privaten Finanzakteure, mehr Verantwortung zu übertragen, 
und machten darauf aufmerksam, dass die Industriestaaten 
öffentliche Finanzmittel sprechen müssten, um ihren 
Verpflichtungen zur Finanzierung der Klimamaßnahmen im 
Rahmen des Pariser Abkommens nachzukommen.126 

Das auf diesem Gutachten beruhende Urteil wird nicht 
nur in Nord-, Mittel- und Südamerika einen erheblichen 
Einfluss auf künftige Klimaprozesse haben, sondern auch 
darüber hinaus – insbesondere wenn man beachtet, wie 
das IACtHR-Gutachten zur Umwelt von 2017 in der 
Folge seine eigene Rechtsprechung und diejenige der UN-
Menschenrechtsgremien beeinflusst hat. Es ist davon 
auszugehen, dass das für Anfang 2025 erwartete Urteil auf 
dem amerikanischen Kontinent die Grundlage für weitere 
innerstaatliche und regionale Klagen vor dem IACtHR bilden 
wird. Im Mittelpunkt solcher Klagen werden unter anderem 
die Menschenrechtsverpflichtungen öffentlicher und privater 
Finanzakteure stehen. 

Das Rechtsgutachten des Seegerichtshofs ISGH 
wurde im Dezember 2022 von der Kommission kleiner 
Inselstaaten für Klimawandel und Völkerrecht (COSIS) 
beantragt und im Mai 2024 fertiggestellt, wobei über 
50 Staaten und zwischenstaatliche Organisationen 
Eingaben gemacht hatten.127 Im Zentrum des Antrags 
standen die Verpflichtungen des Staates in Bezug auf den 
Klimawandel, die sich aus dem Seerechtsübereinkommen 
der Vereinten Nationen von 1982 ergeben, das den ISGH 
ins Leben gerufen hat. Der Untersuchungsgegenstand 
dieses Gutachtens war weniger umfassend als bei den 
IACtHR- und IGH-Gutachten, da es um die Frage ging, 
ob Treibhausgasemissionen eine Meeresverschmutzung 
im Sinne des Seerechtsübereinkommens darstellten. 
In seiner einstimmigen Entscheidung bewertete der 
Seegerichtshof sowohl die an Land als auch die auf hoher 
See produzierten Treibhausgasemissionen als eine Form 
der Meeresverschmutzung, die gemildert, kontrolliert 
und schließlich beseitigt werden muss.128 Artikel 194 
des Seerechtsübereinkommens verpflichtet die Staaten, 
„alle erforderlichen Vorkehrungen“ zu treffen, um solche 
Meeresverschmutzungen zu verringern und unter Kontrolle 
zu halten, wobei eine „strenge“ Sorgfaltspflicht gilt.129 

Besonders bemerkenswert ist die Ansicht der Gutachter, 
dass die genannte Pflicht, alle unerlässlichen Vorkehrungen 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32019R2088
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32019R2088
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32019R2088
https://www.corteidh.or.cr/index.cfm?lang=en
https://www.corteidh.or.cr/index.cfm?lang=en
https://www.corteidh.or.cr/index.cfm?lang=en
https://www.climatecasechart.com/non-us-case/18416/
https://www.climatecasechart.com/non-us-case/18416/
https://www.climatecasechart.com/non-us-case/18416/
https://www.icj-cij.org/home
https://www.icj-cij.org/home
https://www.icj-cij.org/home
https://www.corteidh.or.cr/docs/opiniones/soc_1_2023_en.pdf
https://www.corteidh.or.cr/docs/opiniones/seriea_23_ing.pdf
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zum Schutz und zum Erhalt des Lebens in den Ozeanen 
zu treffen, auch die Pflicht des Staates mit einschließt, 
nichtstaatliche Akteure in seinem Hoheitsgebiet, 
beispielsweise private Finanzakteure, zur Einhaltung dieser 
Maßnahmen anzuhalten.130 Diese Expertenmeinung 
eröffnet die Möglichkeit, Sch adensersatzprozesse gegen 
Staaten anzustrengen, wenn sie nicht dafür sorgen, 
dass nichtstaatliche Akteure, einschließlich privater 
Finanzinstitute, ihren klimabezogenen Verpflichtungen 
im Rahmen des Seerechtsübereinkommens und des 
Pariser Abkommens nachkommen. Das Gutachten bietet 
Vertragsstaaten damit eine Handhabe, um indirekt Druck 
auf die Finanzakteure – deren Geschäftssitz der nationalen 
Rechtsprechung unterworfen ist – auszuüben, damit diese 
angemessene Klimaschutzmaßnahmen ergreifen, bzw. um 
letztere zu sanktionieren.

Das Gutachten des IGH ist das folgenreichste der drei, 
was damit zusammenhängt, dass der IGH als eines der 
Hauptorgane der Vereinten Nationen als Weltgerichtshof gilt. 
Das IGH-Gutachten wurde von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen auf ihrer 77. Tagung mit der Resolution 
A/77/L.58 einstimmig beantragt, nachdem die kleinen 
Inselentwicklungsländer unter der Führung von Vanuatu 
eine Kampagne angestoßen hatten. Das Gericht hatte sich mit 
zwei Fragen zu befassen. Die erste bezieht sich auf die Pflicht 
der Staaten, das Klima und andere Umweltbereiche vor 
dem anthropogenen Klimawandel zu schützen. Die zweite 
Frage betrifft die rechtlichen Konsequenzen, die Staaten zu 
tragen haben, die gegen ihre internationalen Verpflichtungen 
verstoßen.131 Beide Fragen verweisen bemerkenswerterweise 
ausdrücklich sowohl auf heutige als auch auf künftige 
Generationen und fokussieren geografisch auf kleine 
Inselentwicklungsländer.

Die Fragestellungen berühren ein breites Spektrum an 
einschlägigen Gesetzen, wie das Völker- und das internationale 
Gewohnheitsrecht, das internationale Umweltrecht, die 
universalen Menschenrechte, das Seerecht und internationale 

Vereinbarungen zum Klimawandel.132 Dies bedeutet, dass 
der IGH die Möglichkeit hatte, das IACtHR- und das 
ISGH-Gutachten zu integrieren, die Argumentationslinien 
zu harmonisieren und, im besten Fall, ein dauerhaftes und 
kohärentes Regelwerk zu schaffen, das das Klimarecht, die 
Klimaverfahren sowie die Klimapolitik in den kommenden 
Jahren lenken wird. Auch auf die Finanzakteure dürfte dies 
erhebliche Auswirkungen haben. Die breite Unterstützung 
des IGH-Gutachtenantrags war beachtlich: 91 Staaten und 
zwischenstaatliche Organisationen beteiligten sich, darunter 
zahlreiche Vertretende des globalen Südens und der kleinen 
Inselentwicklungsländer. Die mündlichen Anhörungen 
sollten am 2. Dezember 2024 in Den Haag beginnen; eine 
Entscheidung wird Mitte 2025 erwartet.

6.5.2. Beschwerden bei internationalen 
Menschenrechtsorganen

Wie weiter oben dargelegt, sind Klimaklagen unter Anrufung 
der Menschenrechte besonders erfolgreich.133 Dies ist im 
Grunde wenig überraschend, wenn man die Überschneidungen 
zwischen Klima- und Menschenrechtsnormen sowie die 
vorhersehbaren Auswirkungen des Klimawandels auf den 
Genuss der Menschenrechte bedenkt.134 Die Parallelen 
zwischen Klima- und Menschenrechtsanliegen kommen 
auch in verschiedenen völkerrechtlichen Quellen zum 
Ausdruck, beispielsweise in der Präambel des Pariser 
Abkommens, in der es heißt, die Vertragsparteien sollen 
„beim Vorgehen gegen Klimaänderungen ihre jeweiligen 
Verpflichtungen im Hinblick auf die Menschenrechte [...] 
achten, fördern und berücksichtigen“.135 Dementsprechend 
stellen Menschenrechtsorganisationen wie der UN-
Menschenrechtsausschuss, der UN-Ausschuss für die Rechte 
des Kindes oder der die UN-Ausschuss für die Beseitigung 
der Rassendiskriminierung potenziell geeignete Foren für 
klimarelevante Rechtsstrategien dar, an denen sich junge 
Menschen beteiligen können.

https://documents.un.org/doc/undoc/ltd/n23/063/82/pdf/n2306382.pdf
https://documents.un.org/doc/undoc/ltd/n23/063/82/pdf/n2306382.pdf
https://unfccc.int/sites/default/files/english_paris_agreement.pdf
https://unfccc.int/sites/default/files/english_paris_agreement.pdf
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Diese Gremien sind bereits in einer Reihe von folgenreichen 
Klimaverfahren involviert.136 In der Rechtssache Sacchi gegen 
Argentinien u. a. hat der UN-Kinderrechtsausschuss das 
vom IACtHR in seinem Gutachten von 2017 entwickelte 
Extraterritorialitätsprinzip angewendet. Demnach sind die 
Staaten für die schädlichen Auswirkungen von Emissionen 
rechenschaftspflichtig, die von ihrem Hoheitsgebiet ausgehen 
und auch Kinder außerhalb ihrer Grenzen betreffen. In seiner 
Allgemeinen Bemerkung Nr. 26 ging der Ausschuss noch 
weiter. Um die Kinderrechte zu schützen, definierte er mehrere 
spezifische Verpflichtungen des Staates mit Blick auf den 
Klimawandel. Daraus geht hervor, dass die Erkenntnisse der 
UN-Vertragsorgane eine wichtige Rechtsquelle darstellen und 
Grund zur Hoffnung für die noch hängigen Gutachtensanträge 
sind. In Zukunft wird es möglich sein, diesen Gremien Kinder- 
und Menschenrechtsfragen sowohl auf der Grundlage ihrer 
bisherigen Rechtsprechung als auch gestützt auf künftige 
Gutachten zu unterbreiten.

https://climatecasechart.com/non-us-case/sacchi-et-al-v-argentina-et-al/
https://climatecasechart.com/non-us-case/sacchi-et-al-v-argentina-et-al/
https://climatecasechart.com/non-us-case/sacchi-et-al-v-argentina-et-al/
https://www.ohchr.org/en/documents/general-comments-and-recommendations/crccgc26-general-comment-no-26-2023-childrens-rights
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7. Neue und bereichsübergreifende 
Möglichkeiten für klimabezogene 

Rechtsstrategien gegen Finanzakteure

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Die sich entwickelnden internationalen Normen für die Finanzberichterstattung schaffen Möglichkeiten, 

um klimarelevante rechtliche Strategien gegen Finanzakteure einzuleiten, mit dem Ziel, diese zu 
Klimaschutzmaßnahmen zu verpflichten.

•	Die EU-Vorschriften, darunter die Richtlinie über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf 
Nachhaltigkeit (Corporate Sustainability Due Diligence Directive, CSDDD) und die Eigenkapitalrichtlinie 
(Capital Requirements Directive, CRD VI), verlangen von den Unternehmen, dass sie sich bis zum Jahr 
2025 an einem 1.5 C-Ziel orientieren und die Klimarisiken in ihre Transitionspläne integrieren.

•	Die IFRS-S2-Standards (International Financial Reporting Standard) schreiben die Offenlegung der 
Scope 1-, 2- und 3-Emissionen vor, was für mehr Transparenz sorgt und neue Möglichkeiten für 
strategische Klimaprozessführung eröffnet.

•	Die Anforderungen an die Offenlegung von Szenarioanalysen ermöglichen, Finanzinstitute und 
Unternehmen zur Rechenschaft zu ziehen, wenn ihre Prognosen mit den Netto-Null-Verpflichtungen 
kollidieren.

•	Neue wissenschaftliche Erkenntnisse der Zuordnungsforschung sprechen für direkte rechtliche 
Ansprüche gegen Unternehmen mit hohen Emissionen, wie beispielsweise Lliuya gegen RWE 
AG und Asmania u. a. gegen Holcim gezeigt haben. Damit können Präzedenzfälle für die künftige 
Klimarechenschaftspflicht geschaffen werden. 

Der internationale Rechtsrahmen für die 
Finanzberichterstattung und dessen Bezug zum Klimawandel 
und zu den unternehmerischen Verpflichtungen befindet 
sich im Umbruch. Die angekündigten Änderungen der 
einschlägigen Normen, die noch nicht in Kraft getreten 
sind, werden wahrscheinlich noch nie dagewesene Chancen 
für klimarelevante rechtliche Strategien schaffen, die sich 
auf Finanzakteure konzentrieren. Anders ausgedrückt gibt 
der sich abzeichnende internationale Regulierungsrahmen 

Anlass zur Hoffnung auf eine neue regulatorische Normalität, 
die Klimaschutzmaßnahmen von Finanzinstituten 
selbstverständlich voraussetzt. Eine solch verbindliche 
Verpflichtung zur Gerechtigkeit entspricht der biblischen 
Lehre, wie sie in 5. Mose 16,20 steht: „Was recht ist, dem 
sollst du nachjagen, damit du leben und das Land einnehmen 
kannst, das dir der Herr, dein Gott, geben wird.“ Dieser 
Vers betont, dass das Streben nach Gerechtigkeit – und dazu 
gehört auch die Rechenschaftspflicht von Unternehmen für 
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Klimaschäden– nicht dem freien Willen überlassen, sondern 
obligatorisch sein sollte.

7.1. Verbindliche, auf 1.5 °C zielende 
Transitionspläne 
Mit Blick auf die Entwicklungen der 
Klimawandelregulierungen, weg von freiwilligen 
Initiativen und hin zu verbindlichen Vorschriften,137 ist 
davon auszugehen, dass von Unternehmen, einschließlich 
Finanzinstituten, vermehrt Transitionspläne ins Werk 
gesetzt werden. In der EU wird beispielsweise erwartet, dass 
die CSDDD bestimmte Unternehmen dazu verpflichtet, 
Transitionspläne zur Eindämmung des Klimawandels 
umzusetzen. Diese EU-Richtlinie zielt darauf ab, dass die 
Unternehmen „alles in ihrer Macht stehende tun“, um 
sicherzustellen, dass ihr Geschäftsmodell und ihre Strategie 
mit dem Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft und 
mit der Begrenzung der globalen Erwärmung auf 1.5 °C 
(entsprechend dem Pariser Abkommen und dem in 
Artikel 22 genannten Ziel der Klimaneutralität) in Einklang 
gebracht werden.138 Was „alles in ihrer Macht stehende“ 
und mit der Begrenzung der Erderwärmung auf 1.5 °C „in 
Einklang bringen“ genau bedeuten, sind letztlich rechtliche 
Auslegungsfragen, die im Zentrum künftiger Klimaklagen 
stehen dürften. Bis zu solchen Klagen ist der Weg jedoch 
noch relativ lang, da die CSDDD erst in etwa drei Jahren in 
Kraft treten und nicht vor fünf Jahren in vollem Umfang 
anwendbar sein wird.139 Außerdem ist der genaue Inhalt der 
Richtlinie zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Berichts noch 
nicht endgültig festgelegt, was darauf zurückzuführen ist, 
dass die EU-Kommission voraussichtlich im ersten Quartal 
2025 ein Paket vorlegen wird, das noch zu Änderungen an der 
CSDDD führen kann.

7.2. Zwingende Berücksichtigung von 
Klimarisiken in Transitionsplänen
In einigen Ländern müssen die Finanzinstitute 
Transitionspläne entwickeln, in denen detailliert dargelegt 
wird, wie sich ihre Kapitalbeteiligungen parallel zum Übergang 
zu Netto-Null verändern werden.140 Die überarbeitete 
Eigenkapitalrichtlinie der EU (CRD VI) enthält zum Beispiel 
eine neue Verpflichtung für Banken, Transitionspläne zur 
Bewältigung von Klima- und Umweltrisiken zu erstellen, die 
sich aus dem Anpassungsprozess an das Klimaneutralitätsziel 
bis 2050 ergeben.141 Die CRD VI tritt am 1. Januar 2025 
in Kraft.142 Sie stellt einen markanten Fortschritt in der 
Regulierung von Klimarisiken von Finanzinstituten dar, weil 
ihnen umfangreiche risikobasierte Transitionsverpflichtungen 
auferlegt werden.

    7.3. Zwingende Offenlegung von Scope 1-, 2-, 
und 3-Emissionen
Auch die Vorschriften für die Offenlegung von 
Treibhausgasemissionen werden in den verschiedenen 
Rechtsordnungen immer strenger. Im Juni 2023 

veröffentlichte das International Sustainability 
Standards Board (Internationale Behörde für 
Nachhaltigkeitsstandards) seine ersten beiden Standards 
zur Offenlegung von Nachhaltigkeitsinformationen 
(IFRS S1 Allgemeine Anforderungen an die Offenlegung 
von Finanzinformationen zur Nachhaltigkeit und IFRS S2 
Klimabezogene Offenlegung). Diese Standards wurden vom 
Finanzstabilitätsrat, von der Internationalen Organisation 
der Wertpapieraufsichtsbehörden, vom Internationalen 
Währungsfonds, von der OECD, der Weltbank, der 
Asiatischen Entwicklungsbank und dem Network for 
Greening the Financial System (Netzwerk von Zentralbanken 
und Finanzaufsichtsbehörden) gebilligt und werden daher 
nun weltweit umgesetzt.143 Bis Juni 2024 haben Brasilien, 
Costa Rica, Sri Lanka, Nigeria und die Türkei angekündigt, 
die Standards anzuwenden, während Australien, Kanada, 
Japan, Malaysia und Singapur deren Aufnahme in ihr 
jeweiliges Rechtssystem bereits beschlossen haben oder 
derzeit beraten.144 

Nach den Standards zur klimabezogenen Offenlegung 
(IFRS S2) müssen Unternehmen in ihre Bruttoemissionen 
nach Scope 1, 2, und 3 Einblick gewähren.145 Die Offenlegung 
dieser Emissionen dürfte die Steuerung des Klimawandels 
unterstützen und ermöglichen, klimarelevante Klagen 
vorausblickender und gezielter zu gestalten.

7.4. Zwingende Offenlegung von Faktoren und 
Annahmen der Szenarioanalysen
Finanzinstitute führen in der Regel Szenarioanalysen durch, um 
ihre Klimarisiken unter verschiedenen Szenarien zu bewerten, 
Kapital zuzuweisen und ihre Unternehmensstrategien 
auszuarbeiten. Die künftigen Regeln zur Szenarioanalyse 
werden eine besonders wirksame Gelegenheit bieten, 
diese mit Blick auf klimarelevante rechtliche Strategien 
zu prüfen.146 Die Standards IFRS S2 zur klimabezogenen 
Offenlegung schreiben beispielsweise vor, dass Unternehmen 
klimabezogene Szenarioanalysen durchführen sollen, um 
ihre Klimaresilienz zu bewerten. Die Ergebnisse sowie die 
wichtigsten verwendeten Faktoren und Annahmen sind 
dabei offenzulegen.147 Sind die Szenarien ungenau, stimmen 
sie nicht mit den öffentlichen Erklärungen des Finanzinstituts 
über seine Umstellung auf Netto-Null überein oder stehen 
sie nicht im Einklang mit dem Pariser Abkommen, können 
klimarelevante rechtliche Schritte unternommen werden, um 
die Rechenschaftspflicht einzufordern.

7.5. Entwicklungen in der 
Zuordnungsforschung
Ein Bereich, in dem in den letzten Jahren wichtige 
wissenschaftliche Fortschritte erzielt wurden, ist 
die Entwicklung ausgefeilter Methoden in der 
Zuordnungsforschung.148 Daraus entstehen neue Anlässe 
für Klimaprozesse, insbesondere in Bezug auf Akteure aus 
der Wirtschaft. Zwei Arten der Zuordnungsforschung sind 
besonders relevant: Mithilfe der Ereignisattribution kann 
wissenschaftlich festgestellt werden, ob der vom Menschen 

https://commission.europa.eu/business-economy-euro/doing-business-eu/sustainability-due-diligence-responsible-business/corporate-sustainability-due-diligence_en
https://www.ifrs.org/projects/completed-projects/2023/climate-related-disclosures/
https://www.ifrs.org/projects/completed-projects/2023/climate-related-disclosures/
https://www.fsb.org
https://www.iosco.org
https://www.iosco.org
https://www.iosco.org
https://www.imf.org/en/Home
https://www.imf.org/en/Home
https://www.oecd.org/en.html
https://www.worldbank.org/ext/en/home
https://www.adb.org/
https://www.adb.org
https://www.ngfs.net/en
https://www.ngfs.net/en
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verursachte Klimawandel ein bestimmtes Wetterphänomen 
verändert hat, während dank der Ursachenattribution die 
Emissionsquellen identifiziert werden, die am stärksten zum 
Klimawandel beitragen.149 Diese Methodologien liefern 
eine solide wissenschaftliche Grundlage für die Feststellung 
der Haftung für den Klimawandel. Zwei viel beachtete 
Präzedenzfälle, Lliuya gegen RWE AG und Asmania u. a. 
gegen Holcim illustrieren diese Modelle.

Im Fall Lliuya reichte ein peruanischer Landwirt eine 
Zivilklage ein, um den größten deutschen Stromerzeuger, 
RWE, für seinen historischen Beitrag zum Klimanotstand zur 
Verantwortung zu ziehen. Der Kläger, Saul Lliuya, verlangte 
Schadenersatz für die Kosten des Hochwasserschutzes. Dieser 
wurde notwendig, um die Gefahr zu bannen, die von einem 
Gletschersee ausgeht, der sich immer schneller ausdehnt, weil 
sich der Palcaraju-Gletscher zurückzieht. In ähnlicher Weise 
geht es auch beim Holcim-Fall um Kläger im globalen Süden, 
die eine transnationale Zivilklage gegen ein Unternehmen 
des globalen Nordens erheben. Vier Indonesier der Insel Pari 
reichten Klage ein, um das Schweizer Zementunternehmen 
Holcim zur Verantwortung zu ziehen. Sie forderten eine 
Entschädigung für erlittene Klimaschäden, einen finanziellen 
Beitrag zu Hochwasserschutzmaßnahmen sowie eine rasche 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen von Holcim.150 
Diese Klage wurde insbesondere vom schweizerischen 
kirchlichen Hilfswerk HEKS unterstützt. Beide Klagen 
stützen sich auf neue Argumente, zeigen aber auf, dass die 
Zuordnungsforschung das Potenzial hat, zukünftig kausale 
Beweise für direkte Klagen zu liefern, um Finanzakteure für 
die Finanzierung emissionsintensiver und klimaschädlicher 
Tätigkeiten zur Verantwortung zu ziehen.

https://www.climatecasechart.com/document/luciano-lliuya-v-rwe-ag_dd33
https://www.climatecasechart.com/document/asmania-et-al-vs-holcim_f2ce
https://www.climatecasechart.com/document/asmania-et-al-vs-holcim_f2ce
https://en.heks.ch/medien/substantive-assessment-delayed
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  8. Begleitkampagnen für Klagen

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Prediger 4,9 betont die Macht der Zusammenarbeit – was sich mit der Idee deckt, dass die strategische 

Prozessführung breitere soziale Bewegungen unterstützt, die Wirkung des Klimaaktivismus verstärkt 
und den öffentlichen Diskurs über Klimafragen verändert.

•	Durch die breite Unterstützung von Organisationen, einschließlich Kirchen, die das öffentliche 
Bewusstsein stärken und für strategische Klimaprozesse mobilisieren, verbessern Kampagnen wie 
Justice For #EachGeneration (Gerechtigkeit für jede Generation) die Ergebnisse solcher Klimaklagen.

•	Außergerichtliche Maßnahmen wie vorprozessuale Korrespondenz oder formelle Anfragen bei 
Finanzakteuren können zu Verhaltensänderungen und Wahrnehmen der Verantwortung führen. Dafür 
stehen Ressourcen und Vorlagen zur Verfügung, die eine wirksame Interessenvertretung für den 
Klimaschutz ohne Gerichtsverfahren erleichtern.

„So ist’s ja besser zu zweien als allein; denn sie haben guten 
Lohn für ihre Mühe“ (Prediger 4,9). Dieser Vers zeigt, wie 
wichtig es ist, zusammenzuarbeiten, um ein gemeinsames 
Ziel zu erreichen. Strategische Klagen sind kein Ziel an sich. 
Vielmehr sind sie ein Instrument, das sozialen Bewegungen 
helfen kann, ihre gemeinsamen Ziele zu erreichen.151 
Dementsprechend sollte sich die Entwicklung, Umsetzung 
und Bewertung von rechtlichen Strategien auf die Interessen 
der sozialen Bewegungen oder Organisationen stützen, 
denen sie dienen. Gleichzeitig können breite Kampagnen die 
Wirkung von Prozessen verstärken und infolgedessen die Art 
und Weise verändern, wie Menschen über den Klimawandel 
sprechen und auf ihn reagieren.152 

So hat beispielsweise die Kampagne Justice For 
#EachGeneration die Auswirkungen der Klimaklage Juliana 
gegen die Vereinigten Staaten erheblich verstärkt. Von Kirchen 
aus allen Teilen der USA unterstützt riefen Aktivistinnen 
und Aktivisten dazu auf, „in Solidarität mit der Jugend mehr 
als tausend Predigten zu halten, die eine ganze Nation zu 
Klimaschutzmaßnahmen aufrütteln.“153 Solche Kampagnen 
können sich auch auf rechtliche Grundlagen stützen, ohne 
vor Gericht zu gehen.

So kann beispielsweise ein Schriftverkehr mit 
Finanzakteuren im Vorfeld einer Klage zu einem Vergleich 
führen, ohne dass es zum Gerichtsverfahren kommen muss.

Ein förmlicher Schriftverkehr mit Finanzinstituten ist eine 
Möglichkeit, diese zu einer Verhaltensänderung zu bewegen, 
ohne dass eine Klage notwendig ist. Zu diesem Zweck hat 
der ÖRK Musterbriefe auf Englisch, Französisch, Deutsch, 
Spanisch und Portugiesisch entworfen. Ähnliche Ressourcen 
sind auf der Website von Action4Justice zu finden, neben 
Vorlagen für die Einleitung von Prozessen.

Wenn Sie Mitglied eines Pensionfonds sind, können 
Sie sich beispielsweise schriftlich an das Management oder 
die Revisionsstelle wenden, um zu erfahren, inwieweit 
die Risiken des Klimawandels in der Anlagepolitik 
berücksichtigt werden. Je nachdem, wie die Antwort 
ausfällt, können Sie daraufhin rechtliche Schritte einleiten. 
Bei Unternehmen bestehen weitere Optionen darin, 
den zuständigen Aufsichtsbehörden zu melden, dass die 
Berichterstattung oder Offenlegung der Klimaschutzpolitik 
des Unternehmens mutmaßlich unzureichend ist, oder es 
kann auf die Klimafolgen seiner Aktivitäten aufmerksam 
gemacht werden. Im Anhang zu diesen Leitlinien finden Sie 
eine Reihe weiterer Handreichungen für außergerichtliche 
Kampagnenaktivitäten.

http://www.eachgeneration.org
http://www.eachgeneration.org
https://www.climatecasechart.com/collections/juliana-v-united-states_f8231e
https://www.climatecasechart.com/collections/juliana-v-united-states_f8231e
https://docs.google.com/document/d/1jiLrjssdv59LVXO6iyg0P0HwT1BY3n0Y18ZMLxSC20c/edit?pli=1&heading=h.d5c6fmwi3skk&tab=t.0#heading=h.r1seoqv60vlc
https://action4justice.org
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9. Schlussfolgerung 

Wichtigste ErkenntnisseWichtigste Erkenntnisse
•	Der ÖRK macht deutlich, dass die Klimakrise moralisch, ethisch und rechtlich äußerst herausfordernd 

ist. Er setzt sich für gemeinsames Handeln ein, um Finanzakteure durch strategische Klimaklagen, 
Fürsprache und politische Reformen für ihre Rolle bei der Verursachung von Umweltschäden zur 
Verantwortung zu ziehen.

•	Klimagerechtigkeit stellt diejenigen in den Vordergrund, die am meisten vom Klimawandel betroffen 
sind und die am stärksten unter den Auswirkungen leiden, obwohl sie am wenigsten zur Krise 
beitragen: die Kinder, gefährdete Gemeinschaften und künftige Generationen. Für eine nachhaltige, 
gerechte Zukunft müssen Finanzakteure und Unternehmen zur Verantwortung gezogen werden.

•	Der ÖRK hebt hervor, dass rechtliche Schritte zwar Veränderungen herbeiführen und große 
Hoffnung wecken. Aber nur wenn sie mit gesellschaftlichen Veränderungen und glaubensbasierter 
Interessenvertretung einhergehen, können sie einen ganzheitlichen Wandel fördern, junge Aktivistinnen 
und Aktivisten unterstützen und Hoffnung auf eine blühende Welt begründen.

Die Klimakrise ist eine der größten moralischen, ethischen 
und rechtlichen Herausforderungen unserer Zeit. Durch 
sein Engagement für Gerechtigkeit und für den Schutz der 
Schwächsten hebt der ÖRK die Notwendigkeit hervor, auf der 
Grundlage von Glauben und Recht gemeinsam zu handeln, 
um dieser ernsten Bedrohung zu begegnen. Die vorliegenden 
Leitlinien zeigen auf, wie man sich auf rechtliche Verfahren 
stützen kann, um gegen die systemischen Ungerechtigkeiten 
des Klimawandels vorzugehen, wobei der Schwerpunkt auf 
die Finanzakteure gelegt wird. Wir erläutern Wege, wie sie für 
ihre Rolle bei der Aufrechterhaltung von Umweltschäden 
zur Verantwortung gezogen werden können.

Im Mittelpunkt der Klimagerechtigkeit steht die 
Erkenntnis, dass die Auswirkungen des Klimawandels nicht 
gleichmäßig verteilt sind. Die am stärksten betroffenen 
Bevölkerungsgruppen – Kinder, Jugendliche, vulnerable 
Gemeinschaften und künftige Generationen – haben am 
wenigsten zur Krise beigetragen, tragen aber die schwerste 
Last der Folgen. Diese Leitlinien zielen darauf ab, solche 
Gemeinschaften durch strategische Klimaklagen, Fürsprache 
und politische Reformen zu befähigen, Gerechtigkeit 
anzustreben, indem sie die Institutionen und Systeme 
in Frage stellen, die die Förderung und Verbrennung 
fossiler Brennstoffe weiterhin unterstützen. Finanzakteure 
spielen eine besonders wichtige Rolle bei der Frage, ob die 
Klimakrise aufrechterhalten oder abgeschwächt wird; sie 
zur Rechenschaft zu ziehen ist ein wichtiger Schritt, um die 
Ursachen der globalen Erderwärmung zu bekämpfen.

Der ÖRK betont, dass es bei den rechtlichen Schritten 
nicht nur um die Aufarbeitung vergangenen Unrechts 

geht, sondern um den Aufbau einer nachhaltigen, 
hoffnungsvollen Zukunft. Regierungen, Unternehmen 
und Finanzinstitutionen durch Klimaklagen zu zwingen, 
verantwortungsvoll und nachhaltig zu handeln, kann zu einer 
transformativen Kraft für die Umweltsanierung werden. Die 
Bemühungen von heute legen somit den Grundstein für eine 
gerechte und blühende Welt für zukünftige Generationen. 
Die Hoffnung, die in diesen Verfahren keimt, ist die Hoffnung 
auf Veränderung – der Glaube daran, dass wir die Welt durch 
Rechenschaftspflicht verändern können, in eine Welt, in der 
sowohl die Menschen als auch der Planet gedeihen können.

In diesen Leitlinien wird jedoch auch betont, dass 
Rechtsverfahren allein die Klimakrise nicht beseitigen 
können. Sie sind zwar von entscheidender Bedeutung, 
müssen aber mit einem umfassenderen gesellschaftlichen 
Wandel einhergehen, einschließlich Veränderungen in 
Wirtschaftsmodellen, Konsummustern und politischen 
Rahmenbedingungen. In dieser breiteren Bewegung für 
Klimagerechtigkeit spielen Glaubensgemeinschaften eine 
einzigartige Rolle. Durch ihre ethische Lehre, ihr Einstehen 
und ihr Engagement für die Gemeinschaft können religiöse 
Einrichtungen zum Handeln anregen, Bewusstsein und 
Hoffnung wecken und sich mit den vom Klimawandel am 
stärksten betroffenen Bevölkerungsgruppen solidarisch 
zeigen.

Der ÖRK hebt schließlich hervor, wie wichtig es ist, 
das geistige, emotionale und spirituelle Wohlbefinden der 
jungen Menschen zu schützen, die sich für den Klimaschutz 
einsetzen. Ihre Beteiligung an Klimaklagen ist wichtig, muss 
aber mit Bedacht erfolgen, und nur wenn gewährleistet 
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ist, dass sie während des gesamten Prozesses unterstützt 
werden. Das Miteinbeziehen von rechtlichen, ethischen und 
spirituellen Aspekten bei der Bewältigung des Klimawandels 
ermöglicht, einen ganzheitlicheren Ansatz zu verfolgen, der 
anerkennt, dass der Einsatz für Klimagerechtigkeit nicht nur 
ein rechtlicher Kampf, sondern auch ein moralisches und 
theologisches Gebot ist. Wenn wir erfolgreich sind, werden 
wir gemeinsam eine Zukunft gestalten können, in der die 
Erde und alle ihre Bewohnerinnen und Bewohner gedeihen.

Wir hoffen, dass diese Publikation zu den Maßnahmen 
anregen kann, die für eine bessere Realität für unsere Kinder 
und für unsere Zukunft erforderlich sind.
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Anha  ng: Ressourcen und Vorlagen, um 
Finanzakteure für ihre Beteiligung an 

Klimaschäden zur Rechenschaft zu ziehen 

(alle Materialien in englischer Sprache)

1.	 Action4Justice: Vorlagen für Klimaprozesse
•	 Leitlinien für Klimaprozesse: Die von 

Rechtsexpertinnen und -experten entwickelten 
Leitlinien für Klimaprozesse von Action4Justice 
bieten eine strukturierte Anleitung für das 
Einreichen von Klimaklagen und dienen 
Einzelpersonen und Organisationen, die 
eine Klimaklage in Erwägung ziehen, als 
Grundlagendokumente, indem sie den rechtlichen 
Rahmen und praktische Einblicke aufzeigen.

•	 Vorlage: Klagen auf Minderung 
•	 Vorlage: Menschen gegen die größten CO₂-

Verursacher

2.	 BankTrack, Klimaanalyse-Schema für öffentliche 
Banken, CO₂-Bomben-Karte

•	 BankTrack bietet Informationen über die Kohle-, 
Erdöl- und Erdgaspolitik von Finanzinstituten. 

•	 Die Public Bank Climate Tracker Matrix 
gibt Aufschluss darüber, inwieweit sich 
Entwicklungsbanken an das Pariser Abkommen 
halten.

•	 Die Carbon Bombs map stellt Daten transparent 
dar und visualisiert die weltweit größten Projekte 
zur Förderung fossiler Brennstoffe sowie deren 
Verbindungen zu Unternehmen und Banken.

3.	 Handbuch zur Verteidigung der Gefahrenlinie 
•	 Im Handbuch Defending the Danger Line 

untersuchen Roger Cox und Mieke Reij anhand von 
Fallstudien die wichtigsten juristischen Strategien in 
Klimaprozessen, um erfolgsversprechende Ansätze 
zu veranschaulichen (Niederlande, März 2022).

4.	 Forschungshandbuch zu Klimaklagen 
•	 Das Research Handbook on Climate Change 

Litigation ist eine umfassende wissenschaftliche 
Quelle zu Klimaprozessen, herausgegeben 
von Francesca Sindico, Kate McKenzie, 
Gaston A. Medici-Colombo und Lennart Wegener. 
Darin werden sich entwickelnde Strategien 
erklärt, Rechtsfälle besprochen und Trends 
bei klimabezogenen Rechtsverfahren weltweit 
behandelt (2024).

5.	 Dokumentation von Klimaprozessen
•	 Die Website des US-amerikanischen Zentrums 

für internationales Umweltrecht (Center for 
International Environmental Law) ist eine wertvolle 
Quelle für Materialien, einschließlich Fallstudien, 
Leitlinien und strategische Instrumente zur 
Unterstützung von Bemühungen für Klimaklagen.

6.	 Heranziehen von UN-Menschenrechts-Vertrag-
sorganen für Klimakampagnen

•	 Diese Ressource des Center for International 
Environmental Law zeigt Aktivistinnen und 
Aktivisten, wie sie bei UN-Vertragsorganen 
auftreten können, um sich für Klimagerechtigkeit 
einzusetzen, und umfasst spezifische Strategien 
zur Förderung von Menschenrechten in der 
Klimapolitik (Januar 2020).

7.	 Ihre Regierung für den Klimawandel zur Rechen-
schaft ziehen

•	 Im Rahmen einer Kampagne zu Klimagerechtigkeit 
und Rechenschaftspflicht entwickelte Greenpeace 
diesen leicht zugänglichen Leitfaden (Holding 
your Government Accountable for Climate Change: 
A People’s Guide), um die Rechenschaftspflicht 
von Regierungen in der Klimapolitik zu forcieren. 
Eine Zusammenstellung von Instrumenten für die 
engagierte Interessenvertretung und Klimaklagen an 
der Basis (Niederlande, 2018).

8.	 Datenbank von Fällen zur Klimagerechtigkeit mit 
Beteiligung junger Menschen, Universität Cork 

•	 Diese Datenbank wurde im Rahmen eines Projekts 
für Klimagerechtigkeit der Universität Cork 
zusammengestellt und umfasst Klimaklagen aus der 
ganzen Welt, an denen sich junge Klägerinnen und 
Kläger beteiligt haben.

9.	 Einführung in Klimaprozesse
•	 Diese Einführung der weltweiten 

Umweltrechtsallianz (Environmental Law Alliance 
Worldwide) in den USA bietet einen einleitenden 
Überblick über Taktiken für Klimaklagen – geeignet 
für Juristinnen, Juristen, Anwältinnen und 
Anwälte, die neu in diesem Bereich sind (Januar 
2018).

https://action4justice.org/wp-content/uploads/2020/09/A4J-Climate-Litigation-Guide.pdf
https://action4justice.org/wp-content/uploads/2020/09/A4J-Mitigation-Claims-Template.pdf
https://action4justice.org/resource-bank/a4j-people-vs-carbon-majors-template/?_sft_legal_topics=climate-change&_sft_data_types=how-to-guides
https://action4justice.org/resource-bank/a4j-people-vs-carbon-majors-template/?_sft_legal_topics=climate-change&_sft_data_types=how-to-guides
https://www.banktrack.org/campaign/banks_and_climate
https://www.e3g.org/matrix/
https://www.e3g.org/matrix/
https://www.carbonbombs.org/map
https://en.milieudefensie.nl/news/defending_the_danger_line.pdf
https://www.elgaronline.com/edcollbook/book/9781800889781/9781800889781.xml
https://www.ciel.org/?sfid=3771&s=climate%2Blitigation
https://www.ciel.org/reports/leveraging-the-un-human-rights-treaty-bodies-for-climate-campaigning-resources-for-activists-and-campaigners/
https://www.ciel.org/reports/leveraging-the-un-human-rights-treaty-bodies-for-climate-campaigning-resources-for-activists-and-campaigners/
https://storage.googleapis.com/planet4-international-stateless/2018/12/4fdd4d8a-peoples_guide_fnl_2.pdf
https://storage.googleapis.com/planet4-international-stateless/2018/12/4fdd4d8a-peoples_guide_fnl_2.pdf
https://storage.googleapis.com/planet4-international-stateless/2018/12/4fdd4d8a-peoples_guide_fnl_2.pdf
https://storage.googleapis.com/planet4-international-stateless/2018/12/4fdd4d8a-peoples_guide_fnl_2.pdf
https://storage.googleapis.com/planet4-international-stateless/2018/12/4fdd4d8a-peoples_guide_fnl_2.pdf
https://elaw.org/wp-content/uploads/archive/attachments/publicresource/ELAW.primer_4.pdf
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